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Politisch motivierte Kriminalität (PMK)" 


Das Bundeskriminalamt (BKA) registrierte für das Jahr 2020 insgesamt 
44.692 (2019: 41.177) politisch motivierte Straftaten. Davon sind 15.275 
(34,2 %) Propagandadelikte (2019: 16.182 Delikte, 39,3 %). 3.365 Straf- 
taten (7,5 %) sind der politisch motivierten Gewaltkriminalität zuzuord- 
nen (2019: 2.832, 6,9 %). 


Insgesamt wurden hiervon 32.924 Straftaten (73,7 %) mit extremisti- 
schem Hintergrund ausgewiesen (2019: 31.472, 76,4%). Hiervon konnten 
2.865 (2019: 2.017) Straftaten keinem bestimmten Phänomenbereich zu- 
geordnet werden. 


Folgende Aspekte sind hervorzuheben: 


« Die Zahl rechtsextremistisch motivierter Straftaten ist im Be- 
richtsjahr um 5,1 %, jene der rechtsextremistisch motivierten 
Gewalttaten um 10,6 % gestiegen. Die Tötungsdelikte in diesem 
Bereich (2 versuchte und mit dem Anschlag in Hanau (Hessen) 
1 vollendetes) wurden allesamt mit fremdenfeindlicher Motiva- 
tion begangen. 


« Die Zahl der linksextremistisch motivierten Straftaten stieg um 
2,8 %, die Zahl der linksextremistisch motivierten Gewalttaten 
um 34,3 %. Hierzu zählen auch 5 versuchte Tötungsdelikte. Der 
überwiegende Teil der Gewalttaten ist weiterhin gegen die Poli- 
zei/Sicherheitsbehörden gerichtet. Starke Anstiege konnten zu- 
dem bei Gewalttaten gegen den Staat, seine Einrichtungen und 
Symbole, sowie im Themenfeld „Kampagnen gegen Umstruktu- 
rierung“ festgestellt werden. 


« DieZahl der Straf- und Gewalttaten mit ausländisch-ideologischer 
extremistischer Motivation ist im Berichtsjahr deutlich zurückge- 
gangen. Dies lässt sich vor allem auf die pandemiebedingten Ein- 
schränkungen für Großveranstaltungen zurückführen. 


Der Kategorie „Politisch motivierte Kriminalität - rechts“ wurden 
23.604 (2019: 22.342) Straftaten zugeordnet, hiervon 13.659 (2019: 
14.247) Propagandadelikte nach $$ 86, 86a Strafgesetzbuch (StGB) und 
1.092 (2019: 986) Gewalttaten. Als Teilmenge dieser Kategorie wurden 


1 Die Zahlen basieren auf Angaben des BKA. 
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22.357 (2019: 21.290) Straftaten mit rechtsextremistischem Hintergrund 
erfasst, darunter waren 1.023 (2019: 925) Gewalttaten. Damit ist die Zahl 
der Gewalttaten im Vergleich zum vorherigen Berichtsjahr um gut 10% 
gestiegen, bleibt aber noch unterhalb der Zahl von 2018 (1.088). Neben 
2 versuchten Tötungsdelikten zählt hierzu aber insbesondere mit dem 
Anschlag in Hanau 1 vollendetes Tötungsdelikt mit neun Todesopfern, 
den Täter und dessen Mutter nicht mitgerechnet. 


Im Jahr 2020 stieg die Zahl rechtsextremistischer fremdenfeindlicher 
Gewalttaten um 7,3 % an (746 Delikte, 2019: 695). Die Zahl der rechts- 
extremistisch motivierten Straftaten mit antisemitischem Hinter- 
grund stieg um 17,8 % auf insgesamt 2.173 Taten (2019: 1.844); die Zahl 
der Gewaltdelikte mit antisemitischem Hintergrund sank hingegen 
(-14,3 %) auf insgesamt 48 Delikte (2019: 56). 


„Reichsbürgern“ und „Selbstverwaltern“ wurden im Berichtsjahr 772 
(2019: 675) politisch motivierte Straftaten zugerechnet, von denen 599 
(2019: 589) als extremistisch eingeordnet wurden. Unter diesen extremis- 
tischen Straftaten waren insgesamt 125 Gewalttaten (2019: 121). Hier- 
zu zählten vor allem Erpressungs- (78) und Widerstandsdelikte (30). Von 
den „Reichsbürgern“ und „Selbstverwaltern“ zugeordneten Straftaten 
wurden 37 als antisemitisch eingeordnet. 


Der „Politisch motivierten Kriminalität - links“ wurden 10.971 (2019: 
9.849) Straftaten zugeordnet, hiervon 1.526 (2019: 1.052, +45,1%) Gewalt- 
taten. In diesem Bereich wurden als Teilmenge 6.632 (2019: 6.449) Straf- 
tatenmitlinksextremistischem Hintergrund erfasst, darunter 1.237 (2019: 
921) Gewalttaten. Die Zahl der linksextremistisch motivierten Straftaten 
stieg damit um 2,8 %, die Zahl der Gewalttaten um 34,3 %. 


Von den linksextremistisch motivierten Gewalttaten wurden 776 Fäl- 
le (2019: 467) in das Themenfeld „Gewalttaten gegen die Polizei/Sicher- 
heitsbehörden“ eingeordnet, was einem Anstieg um knapp zwei Drittel 
entspricht. Die Zahl der Gewalttaten gegen Rechtsextremisten oder ver- 
meintliche Rechtsextremisten hat sich auf insgesamt 340 Delikte erhöht 
(2019: 297, +14,5 %), wohingegen die Zahl der Gewalttaten gegen den Staat, 
seine Einrichtungen und Symbole abermals stark um 76,9% auf 681 anstieg 
(2019: 385). Ebenfalls stark gestiegen (+56,3 %) ist die Zahl der Gewalttaten 
im Themenfeld „Kampagnen gegen Umstrukturierung“ (2020: 272, 2019: 
174). Etwa drei Viertel dieser Gewalttaten (214) wurden in Berlin begangen. 
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Im Jahr 2020 wurden der „Politisch motivierten Kriminalität - 
religiöse Ideologie“ 409 extremistische Straftaten zugerechnet (2019: 
362). Der überwiegende Teil (378, 2019: 314) davon wies einen islamisti- 
schen Hintergrund auf. Von den 409 Straftaten mit religiös-ideologischer 
extremistischer Motivation sind insgesamt 33 Gewalttaten (2019: 41, 
-19,5 %), zu denen unter anderem 2 versuchte und 2 vollendete Tötungs- 
delikte sowie 24 Körperverletzungen gerechnet werden. 56 Taten wurden 
als Vorbereitung oder Unterstützung einer schweren staatsgefährden- 
den Gewalttat ($$ 89a-c, 91 StGB) eingestuft (2019: 63), 34 Fälle (2019: 64) 
als Mitgliedschaft beziehungsweise Unterstützung einer ausländischen 
terroristischen Vereinigung ($ 129b StGB). 


Der „Politisch motivierten Kriminalität - ausländische Ideologie“ 
wurden 1.016 Straftaten zugeordnet (2019: 1.897), hiervon 113 Gewalt 
taten (2019: 351). Einen extremistischen Hintergrund hatten 661 Straf 
taten (2019: 1.354), was einem Rückgang um gut die Hälfte entspricht. 
Unter diesen Delikten waren hauptsächlich Verstöße gegen das Vereins- 
gesetz (25,6 %), Sachbeschädigungen (23,3 %), aber auch 79 Gewalttaten 
(12,0 %). Im Vergleich zu 2019 (248 Gewalttaten) hat sich die Zahl der 
Gewalttaten stark verringert (-68,1 %). Ihr überwiegender Teil sind Kör- 
perverletzungen (74,7 %), wenngleich im Berichtsjahr auch 1 versuchtes 
Tötungsdelikt gezählt wurde. Der starke Rückgang der Zahl von extre- 
mistischen Straf- und Gewalttaten lässt sich vor allem auf die pandemie- 
bedingte Absage der meisten Großveranstaltungen, Kundgebungen und 
sonstigen teilnehmerstarken Aktionen zurückführen. 
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Rechtsextremismus/rechtsextremistischer Terrorismus 


Das rechtsextremistische Personenpotenzial umfasste Ende 2020 nach 
Abzug von Mehrfachmitgliedschaften 33.300 Personen (2019: 32.080). 
Die Zahl der Rechtsextremisten, die als gewaltorientiert eingestuft 
werden, ist auf 13.300 Personen (2019: 13.000) angestiegen. 


Rechtsextremismuspotenzial" 


In Parteien 13.330 13.250 


nm Partei Deutschlands 3.600 3.500 


Sonstiges rechtsextremistisches 
in: 8.600 8.600 
Personenpotenzialin Parteien? 
In parteiunabhängigen bzw. 
. 6.600 7.800 

parteiungebundenen Strukturen? 
Weitgehend unstrukturiertes rechtsextremis- 

I e 13.500 13.700 
tisches Personenpotenzial* 

33.430 34.750 


Nach Abzug von Mehrfachmitgliedschaften 32.080 33.300 
Davon gewaltorientierte Rechtsextremisten 13.000 13.300 


1 Die Zahlen sind zum Teil geschätzt und gerundet. 

2 Unter dem sonstigen rechtsextremistischen Personenpotenzial in Parteien werden im Berichtsjahr unter anderem die 
Mitglieder der „Jungen Alternative“ (JA) (Verdachtsfall) und des Personenzusammenschlusses „Der Flügel“ gezählt. 

3 Hierzu zählen im Berichtsjahr ein Teil der insgesamt 1.000 rechtsextremistischen „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“, 
die in überregionalen Strukturen organisiert sind, sowie unter anderem das Personenpotenzial der Beobachtungsobjek- 
te „Ein Prozent e.V“ (Verdachtsfall), „Identitäre Bewegung Deutschland“ (IBD), „Institut für Staatspolitik“ (IfS) (Verdachts- 
fall) und „COMPACT-Magazin GmbH“ (Verdachtsfall). 

Hierzu zählt im Berichtsjahr ein Teil der insgesamt 1.000 rechtsextremistischen „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“, 
die keiner festen Struktur zuzurechnen sind. 


Die Gesamtzahl der rechtsextremistischen Straf- und Gewalttaten stieg 
im Vergleich zum Vorjahr umrund 5% (2019: 21.290; 2020: 22.357) an. Pro- 
pagandadelikte (13.425) bilden mit rund 60 % den Hauptanteil der rechts- 
extremistischen Straftaten. 4,6 % der Delikte waren Gewalttaten. Rechts- 
extremistische Gewalttaten stiegen im Jahr 2020 um 10,6 % an (2019: 925; 
2020: 1.023) an. Körperverletzungsdelikte bildeten die überwiegende 


VERFASSUNGSSCHUTZBERICHT 2020 
FAKTEN UND TENDENZEN 


Anzahl der Gewaltdelikte. Mit 82,3 % (842 Körperverletzungen) an der 
Gesamtzahl der Gewalttaten bewegt sich diese Zahl prozentual auf dem 
Niveau des Vorjahres (2019: 84,4 %, 781). Bei Brandstiftungsdelikten 
konnte ein deutlicher Anstieg verzeichnet werden. Mit 25 Brandstif- 
tungen im Jahr 2020 stieg die Zahl der entsprechenden Delikte um über 
300 % (2019: 6). Bei rechtsextremistisch motivierten Körperverletzungs- 
delikten mit einem fremdenfeindlichen Hintergrund ist ein Anstieg um 
10 % festzustellen (2019: 627, 2020: 690). Die Gesamtzahl der fremden- 
feindlichen Gewalttaten stieg ebenfalls an (2019: 695, 2020: 746, +7,3 %). 


Im Jahr 2020 sind 2 versuchte und 1 vollendetes Tötungsdelikt mit 9 To- 
desopfern (2019: 5 versuchte und 2 vollendete Tötungsdelikte) gezählt 
worden. Bei dem vollendeten Tötungsdelikt handelt es sich um den 
rassistischen und fremdenfeindlichen Anschlag am 19. Februar 2020 
in Hanau (Hessen). Der Täter erschoss neun Menschen, bevor er seiner 
Mutter und sich selbst das Leben nahm. Die Auswahl der Opfer und Text- 
dokumente, die er in das Internet gestellt hatte, deuten auf ein fremden- 
feindliches Motiv hin. Somit bleibt eine anhaltend hohe Gewaltbereit- 
schaft, die in einigen Fällen auch eine rechtsterroristische Dimension 
erreicht, eine Konstante im Rechtsextremismus. Erneut wurde deutlich, 
dass Täter schwerster rechtsextremistischer Gewalttaten nicht mehr nur 
etablierten rechtsextremistischen Strukturen und Organisationen ent- 
stammen, sondern sich am Rande oder sogar außerhalb der rechtsextre- 
mistischen Szene radikalisieren können. 


Im Berichtsjahr wurden vom Bundesminister des Innern, für Bau und 
Heimat insgesamt drei rechtsextremistische Gruppierungen verboten. 
Hierbei handelte es sich um „Combat 18 Deutschland“, „Nordadler“ und 
die „Wolfs-/Sturmbrigade 44“. Die Verfassungsschutzbehörden hatten 
bei der Aufklärung dieser Gruppierungen und den Erkenntnissammlun- 
gen für deren Verbotsverfahren maßgeblichen Anteil. 


Im Zusammenhangmit dem Protestgeschehen gegen die Corona-Schutz- 
maßnahmen der Bundesregierung war die versuchte Einflussnahme 
von Rechtsextremisten im Berichtsjahr besonders in der Öffentlich- 
keit präsent. Rechtsextremisten nahmen die gesellschaftliche Corona- 
Debatte auf und thematisierten fast ausschließlich die staatlichen 
Schutzmaßnahmen. Dabei agitierten sie gegen eine vermeintliche Aus- 
hebelung von Grundrechten durch die Bundesregierung. Diese wurde 
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mit Fundamentalkritik überzogen. Zudem wurden Verschwörungsideo- 
logien zum Pandemiegeschehen verbreitet. Rechtsextremisten versuch- 
ten, über das Protestgeschehen gegen die Corona-Schutzmaßnahmen 
Anschluss an die weit überwiegend demokratischen Proteste zu finden. 
Anders als demokratische Akteure, die ähnliche Befürchtungen themati- 
sierten, ging es Rechtsextremisten jedoch nicht um eine sachliche Debat- 
te über den Umgang mit der Pandemie, sondern um die Delegitimierung 
staatlichen Handelns und demokratischer Institutionen sowie um das 
Erreichen einer Deutungshoheit. 


Die Auswirkungen der Coronapandemie waren bei allen Arten von 
rechtsextremistischen Veranstaltungen deutlich spürbar. Dies betraf das 
Demonstrationsgeschehen, Kampfsportveranstaltungen und vor allem 
auch Veranstaltungen der rechtsextremistischen Musikszene. 


DasrechtsextremistischeDemonstrationsgeschehen warim Berichtsjahr 
durch die Schutzmaßnahmen der Bundesregierung im Zusammenhang 
mit der Coronapandemie und die damit verbundenen einschränkenden 
behördlichen Auflagen geprägt. Zwar stieg die Zahl der von Rechtsext- 
remisten maßgeblich beeinflussten Kundgebungen im Berichtsjahr um 
etwa 25 % im Vergleich zum Vorjahr an, dagegen sank die Teilnehmerzahl 
mit rund 14.640 noch unter die des Jahres 2019 (20.650). Die Anzahl der 
Demonstrationen liegt damit auf dem Niveau von 2018 (233). 


Das Interesse von Rechtsextremisten an Kampfsport bleibt weiterhin 
hoch. Kampfsportevents wurden in der Vergangenheit immer häufiger 
professionell veranstaltet und förderten durch die Teilnahme auslän- 
discher Kämpfer und Labels die europaweite Vernetzung der rechtsex- 
tremistischen Kampfsportszene. Das europaweit bedeutendste Kampf- 
sportturnier der rechtsextremistischen Szene, der „Kampf der Nibelun- 
gen“ (KdN), wurde jedoch in diesem Jahr aufgrund der Einschränkungen 
durch die Coronapandemie, aber auch aufgrund eines möglichen be- 
hördlichen Verbots wie bereits im Jahr 2019, lediglich als Onlinestream 
ausgestrahlt. Aufgrund behördlicher Maßnahmen mussten die Veran- 
stalter auch dabei deutliche Abstriche machen. 


Rechtsextremistische Musik spielt nach wie vor eine wesentliche Rol- 
le bei der Verbreitung rechtsextremistischen Gedankenguts und als An- 
knüpfungspunkt für den Einstieg in die rechtsextremistische Szene. Im 
Jahr 2020 gab es keine größere rechtsextremistische Musikveranstaltung 
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mit einer hohen dreistelligen oder gar vierstelligen Teilnehmerzahl, die 
wie beispielsweise die Musik- und Rednerveranstaltung „Rock gegen 
Überfremdung“ 2017 in Themar (Thüringen) mit rund 6.000 Teilnehmern 
als öffentlichkeitswirksame Vorzeigeveranstaltung hätte dienen können. 
Einerseits hatten bereits 2019 verstärkte Auflagen der Behörden zur Ein- 
haltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung die Attraktivität vor al- 
lem der rechtsextremistischen Festivals für die Szene eingeschränkt. An- 
dererseits wurden seit März 2020 im Zuge der Coronapandemie nahezu 
alle Musikveranstaltungen abgesagt. Davon betroffen war auch die Fort- 
setzung der Musik- und Rednerveranstaltungsreihe „Schild & Schwert“ 
in Ostritz (Sachsen), die weder am ursprünglich geplanten Termin noch 
am vorgesehenen Nachholtermin stattfinden konnte. 


Für das Jahr 2020 ist insgesamt ein drastischer Rückgang der Musikver- 
anstaltungen von 311 im Jahr 2019 auf nur noch 141 zu konstatieren. An- 
gesichts der pandemiebedingten Ausnahmesituation können aus dieser 
Entwicklung keine belastbaren Aussagen hinsichtlich der Entwicklung 
der rechtsextremistischen Musikveranstaltungen abgeleitet werden. 


Trotz der Auswirkungen der Coronapandemie und der damit verbun- 
denen Reisebeschränkungen setzten deutsche Rechtsextremisten ihre 
Kooperationen mit ausländischen Rechtsextremisten fort. Aufgrund 
der Umstände spielte im Berichtsjahr 2020 hierbei die Vernetzung im 
Internet eine besondere Rolle. Zu Beginn des Berichtsjahres - und damit 
vor den pandemiebedingten Beschränkungen - fanden in Europa noch 
zwei zentrale Veranstaltungen der europäischen rechtsextremistischen 
Szene statt: An der Gedenkveranstaltung „Tag der Ehre“ im Värosma- 
jor-Park in Budapest (Ungarn) am 8. Februar 2020 nahmen bis zu 900 Per- 
sonen teil. Während in den Vorjahren der „Lukov-Marsch“ Teilnehmer- 
zahlen im unteren vierstelligen Bereich erreichte, waren am 22. Februar 
2020 lediglich 150 Teilnehmer zu verzeichnen. Aufgrund von Auflagen 
der bulgarischen Behörden musste auf einen Marsch durch die Straßen 
von Sofia (Bulgarien) verzichtet werden. Es wurde lediglich eine Gedenk- 
veranstaltung durchgeführt. Ereignisse wie diese bieten der rechtsextre- 
mistischen Szene regelmäßig die Gelegenheit, neue Kontakte zu knüpfen 
und bestehende internationale Vernetzungen zu stärken. 


In den meisten Teilbereichen des Rechtsextremismus ist der Antise- 
mitismus ein wichtiges Ideologieelement. Da in Politik, Medien und 
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Mehrheitsgesellschaft ein klarer Konsens gegen Antisemitismus vor- 
herrscht, stehen antisemitische Argumentationsmuster - zuweilen aus 
taktischen Gründen, um die Anschlussfähigkeit der eigenen Agitation 
nicht zu verringern - jedoch oft nicht im Mittelpunkt rechtsextremis- 
tischer Agitation, sondern fließen in Nebensätze oder Randbemerkun- 
gen ein. Im rechtsextremistischen Parteienbereich ist Antisemitismus 
tief verwurzelt. Judenfeindliche Einstellungs- und Agitationsmuster sind 
dort in unterschiedlicher Intensität und Ausprägung feststellbar. Auch 
in der gewaltorientierten rechtsextremistischen Szene stellt Antisemi- 
tismus weiterhin ein wichtiges Ideologieelement dar. Mit ausgeprägter 
antisemitischer Ideologie und Propaganda fallen vor allem Internet- 
gruppierungen auf, die sich in besonders provokanter, teils anarchisch- 
gewaltverherrlichender Weise ausdrücklich zum Nationalsozialismus 
bekennen, wie beispielsweise die „Goyim Partei Deutschland“. 


Auch wenn die Bedeutung rechtsextremistischer Parteien in der öf- 
fentlichen Wahrnehmung im Berichtsjahr abgenommen hat, behalten 
sie eine gewisse Bedeutung für die Binnenstruktur der rechtsextremis- 
tischen Szene trotz rückläufiger Mitgliederzahlen und schwacher Wahl- 
ergebnisse. Selbst Wahlabsprachen, wie bei den Kommunalwahlen in 
Nordrhein-Westfalen am 13. September 2020 zwischen der „National- 
demokratischen Partei Deutschlands“ (NPD) und der Partei „DIE RECH- 
TE“, hatten keinen Erfolg und zeigen die anhaltende elektorale Schwäche 
aller rechtsextremistischen Parteien, da selbst dadurch keine nennens- 
werten Wahlerfolge zu verzeichnen waren. 


Die Mitgliederzahl der NPD ging auf etwa 3.500 zurück (2019: 3.600). Der 
offen schwelende Konflikt um die Ausrichtung und den Kurs der NPD 
scheint bisher nicht gelöst zu sein. Die 2019 vom Parteivorsitzenden Frank 
Franz vorgestellten Ideen zu einer strategischen Neuausrichtung sind bis- 
her nur in Ansätzen umgesetzt worden. So wurde die Parteizeitung „Deut- 
sche Stimme“ (DS) in ein frei verkäufliches Magazin umgestaltet und ein 
Medienstudio in Berlin eingerichtet. Diese Veränderungen sollen genutzt 
werden, um eine größere Reichweite zu erlangen und sich besser im vor- 
politischen Raum positionieren zu können. So werden in dem neuen Me- 
dienstudio Interviews für den YouTube-Kanal „Nationaldemokraten“ auf- 
genommen, in denen aktuelle politische Themen - wie das Paritätsgesetz, 
bezahlbarer Wohnraum oder die Coronapandemie - thematisiert werden. 
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Eine geringe Mobilisierungsfähigkeit ihrer Anhänger, kontinuierliche 
Wahlniederlagen, rückläufige Mitgliederzahlen und sinkende finanzielle 
Mittel stellen die NPD bereits vor gravierende Probleme. Zudem gerät 
die Partei durch den am 19. Juli 2019 von den drei Verfassungsorganen 
Bundesrat, Deutscher Bundestag und Bundesregierung eingereichten 
Antrag auf Ausschluss der NPD von der staatlichen Parteienfinanzie- 
rung beim Bundesverfassungsgericht (BVerfG) noch weiter unter Druck. 
Ungeachtet dieses laufenden Verfahrens und eines möglichen vollstän- 
digen Verlusts aller staatlichen Mittel befindet sich die Partei in einer an- 
gespannten finanziellen Situation. Dennoch spielte die NPD auch im Jahr 
2020 weiterhin eine wichtige Rolle in der Binnenstruktur der rechtsext- 
remistischen Szene. 


Die Coronapandemie sowie die Infektionsschutzmaßnahmen schränk- 
ten die Handlungs- und Kampagnenfähigkeit der Partei weiter ein. Diese 
Einschränkungen nahm die Partei zum Anlass, die Demokratie verächt- 
lich zu machen. Durch Äußerungen zu den Corona-Auflagen der Bun- 
desregierung versuchte die Partei zudem, sich im vorpolitischen Raum 
zu positionieren und im bürgerlichen Spektrum Anschluss zu finden. 
Auch das Verbot beziehungsweise angestrebte Verbot des Mitführens der 
Reichsflagge beziehungsweise Reichskriegsflagge auf den Demonstratio- 
nen in einigen Bundesländern wurde zum Anlass genommen, Kundge- 
bungen zu diesem Thema zu organisieren. 


Die rechtsextremistische Kleinpartei „DIE RECHTE“ gliedert sich in acht 
Landesverbände (Baden-Württemberg, Bayern, Bremen, Hessen, Nieder- 
sachsen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt und den Landesverband 
„Südwest“ bestehend aus Rheinland-Pfalz und dem Saarland) mit 16 
Kreisverbänden und wenigen „Stützpunkten“ Einige Verbände auf Kreis- 
oder Landesebene sind im Aufbau oder bestehen nur wenige Monate, 
werden inaktiv oder gründen sich neu, ohne sich vorher formell aufge- 
löst zu haben. Andere Verbände bestehen nur nominell und entfalteten 
zu keinem Zeitpunkt Aktivitäten. Der Schwerpunkt der Parteiaktivitäten 
liegt unverändert in Nordrhein-Westfalen. Die Mitgliederzahl von „DIE 
RECHTE“ blieb im Berichtsjahr unverändert (550, 2019: 550). 


Seitdem 5. Januar 2019 führen Sascha Krolzigund Sven Skoda als Bundes- 
vorsitzende die Partei. Krolzig wurde im Februar 2018 vom Amtsgericht 
Bielefeld (Nordrhein-Westfalen) wegen Volksverhetzung in Tateinheit 
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mit Beleidigung zu einer Freiheitsstrafe von sechs Monaten verurteilt. Er 
hatte 2016 den Vorsitzenden einer jüdischen Gemeinde unter anderem 
als „der freche Juden-Funktionär“ bezeichnet. Nachdem das Urteil im 
Januar 2020 durch das Oberlandesgericht Hamm (Nordrhein-Westfa- 
len) bestätigt worden war, scheiterte Krolzig auch mit einer Verfassungs- 
beschwerde im Juli 2020. Die Richter führten in ihrer Begründung aus, 
dass der Begriff des „frechen Juden“ zum charakteristischen Vokabu- 
lar des Nationalsozialismus gehöre und die Äußerung zum Hass gegen 
Juden aufstachele. Am 15. Juli 2020 trat Krolzig seine Haft in der Justiz- 
vollzugsanstalt Castrop-Rauxel (Nordrhein-Westfalen) an. 


„DIE RECHTE“ trat bei der Kommunalwahl in Nordrhein-Westfalen am 
13. September 2020 in einigen Wahlbezirken an und konnte bei der Rats- 
wahl in Dortmund 2.369 Stimmen (1,12 %) erreichen. Damit verbesserte 
sie ihr Ergebnis im Vergleich zur Kommunalwahl 2014 um 268 Stimmen 
und konnte ihren Sitz im Dortmunder Stadtrat verteidigen. 


Der rechtsextremistischen Kleinpartei „Der III. Weg“ gelang es 2020 
trotz der Einschränkungen aufgrund der Coronapandemie, ihre Struk- 
turen zu festigen. Sie verfügt weiterhin über 20 regionale „Stützpunkte“, 
die den Landesverbänden Bayern, Sachsen und West (Zusammenschluss 
für die Bundesländer Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz) 
zugeordnet werden. Die Partei dient nach wie vor als Auffangbecken für 
Personen, die der neonazistischen Szene angehören und teilweise auch 
Mitglieder verbotener Organisationen waren. Durch den strukturel- 
len Auf- und Ausbau ist ein insgesamt geringfügiger Aufwärtstrend der 
Mitgliederzahlen zu verzeichnen. Die Partei verfügt über 600 Voll- und 
Fördermitglieder (2019: 580). 


Im Zuge der Bestrebungen zum Aufbau weiterer regionaler Strukturen 
eröffnete „Der III. Weg“ am 6. Juli 2020 in Siegen (Nordrhein-Westfalen) 
ein Partei- und Bürgerbüro als Anlaufstelle für Bürger und „nationale 
Kräfte“ im Bereich des „Gebietsverbands West“ nach dem Vorbild des be- 
stehenden Partei- und Bürgerbüros in Plauen (Sachsen). Mit „Nationalen 
Streifen“ und „Nachbarschaftshilfen“ will sich „Der III. Weg“ als „Kümme- 
rer-Partei“ und vermeintliche Brücke zur Mitte der Gesellschaft inszenie- 
ren. Auch im Berichtsjahr bildeten Aktionen wie die „Deutsche Winter- 
hilfe“, also die Sammlung von Kleidung für Bedürftige mit ausschließlich 
ethnisch deutscher Herkunft, einen weiteren Themenschwerpunkt. 
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Um „zukünftige Wahlantritte rechtlich gesehen auf ein sicheres Funda- 
ment zu bringen“, beschloss „Der III. Weg“ 2019 auf einem Bundespartei- 
tag Satzungsänderungen, die auf eine Umstrukturierung der bestehen- 
den Gebietsverbände in Landesverbände abzielten. Diesem Beschluss 
folgend wurden im Laufe des Berichtsjahres Landesverbände in Sachsen, 
Bayern sowie ein Landesverband West gegründet. Mit der schrittweisen 
Umstrukturierung unterstrich „Der III. Weg“ seine Absicht, auch künf- 
tig bei Landtags- und Bundestagswahlen anzutreten und so eine der für 
den Erhalt des Parteistatus notwendigen formellen Voraussetzungen zu 
erfüllen. 


Der zunächst als Verdachtsfall bearbeitete Personenzusammenschluss 
„Der Flügel“ innerhalb der AfD wurde am 12. März 2020 vom BfV als 
erwiesen rechtsextremistische Bestrebung eingestuft. Zwar fasste der 
AfD-Bundesvorstand daraufhin einen Beschluss, in dem er die Auf- 
lösung des „Flügels“ forderte, aber trotz der formalen Selbstauflösung 
mit Wirkung vom 30. April 2020 waren im Berichtsjahr 2020 weiterhin 
Fortsetzungsaktivitäten des „Flügels“ zu beobachten. Der führende „Flü- 
gel“-Protagonist Björn Höcke erklärte insoweit auch im Nachgang, die 
Personen aus dem Umfeld des „Flügels“ seien auch nach dessen Auflö- 
sung in der Partei aktivund hätten ihre politischen Überzeugungen nicht 
aufgegeben. Funktionäre und Anhänger des „Flügels“ streben auch nach 
seiner formalen Auflösung Einfluss innerhalb der Gesamtpartei AfD an, 
um deren politische Agenda in ihrem Sinne beeinflussen und bestimmen 
zu können. Nach Eigenaussagen seit dem Jahr 2019 kann die Mitglieder- 
zahl mit mindestens 20 bis 30 % der AfD-Mitglieder beziffert werden. 


Die dominierenden Themen in der politischen Auseinandersetzung stell- 
ten seit dem Frühjahr 2020 die Coronapandemie und die damit verbun- 
denen Maßnahmen des Bundestages und der Landtage sowie der Bun- 
des- und Landesregierungen zu deren Eindämmung dar. In der zweiten 
Jahreshälfte dominierte diese Thematik auch die seitens der „Flügel“-An- 
hänger initiierten Kundgebungen und deren Redeinhalte. Hier wurde 
übereinstimmend sämtliches gegenwärtiges Regierungshandeln pau- 
schal als rechts- und verfassungswidrig dargestellt und mit demjenigen 
einer Diktatur gleichgesetzt („Corona-Diktatur“, „Ermächtigungsgesetz‘“). 
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Daneben reagierten Akteure des formal aufgelösten „Flügels“ teils dras- 
tisch auf die islamistischen Anschläge in Frankreich im Herbst 2020. 
Dabei agitierten sie nicht nur stark pauschalisierend gegen Muslime, in- 
dem diesen allein aufgrund von Ethnie, Religion und Kultur eine höhere 
Affinität zu Gewalt und Terrorismus unterstellt wurde. Vielmehr wurden 
Muslime als gänzlich inkompatibel für ein Zusammenleben mit ande- 
ren Religionsgemeinschaften verunglimpft. Auch wurde der Plan einer 
schrittweisen Ausweisung von Muslimen aus Europa skizziert. Hiermit 
wird die Ausübung des islamischen Glaubens in Deutschland grundsätz- 
lich abgelehnt in einer Weise, die mit den Grundsätzen der Religionsfrei- 
heit gemäß Artikel 4 Grundgesetz (GG) unvereinbar ist. 


Die „Junge Alternative für Deutschland“ (JA) wurde 2013 gegründet 
und ist gemäß der Parteisatzung der AfD die offizielle Jugendorganisa- 
tion der AfD. Im Januar 2019 erfolgte die Einstufung der JA als Beobach- 
tungsobjekt (Verdachtsfall) des Bundes. Sie verfügt über 15 Landesver- 
bände, die sich wiederum in Bezirks- und Kreisverbände untergliedern. 
Bei der JA sind weiterhin tatsächliche Anhaltspunkte von hinreichendem 
Gewicht dafür feststellbar, dass ihre zentrale politische Vorstellung die 
Erhaltung des deutschen Volkes in seinem ethnischen Bestand sowie den 
Ausschluss von ethnisch „Fremden“ beinhaltet. 


Erstmalig wird die Neue Rechte mit mehreren Akteuren und Gruppie- 
rungen im Verfassungsschutzbericht aufgeführt. Unter der Bezeichnung 
Neue Rechte wird ein informelles Netzwerk von Gruppierungen, Einzel- 
personen und Organisationen gefasst, in dem rechtsextremistische bis 
rechtskonservative Kräfte zusammenwirken, um anhand unterschiedli- 
cher Strategien teilweise antiliberale und antidemokratische Positionen 
in Gesellschaft und Politik durchzusetzen. Dazu zählen unter anderem: 
Die „Identitäre Bewegung Deutschland“ (IBD), die „Compact-Magazin 
GmbH“ (Verdachtsfall), das „Institut für Staatspolitik“ (IfS) (Verdachtsfall) 
und „Ein Prozent e.V“ (Verdachtsfall). 
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„Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“ 


Die Szene der „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“ ist sehr heterogen. 
Sie setzt sich aus Einzelpersonen ohne organisatorische Einbindung, 
Klein- und Kleinstgruppierungen, länderübergreifend agierenden Per- 
sonenzusammenschlüssen und virtuellen Netzwerken zusammen. 


Ihr verbindendes Element ist die fundamentale Ablehnung der Legitimi- 
tät und Souveränität der Bundesrepublik Deutschland sowie der beste- 
henden Rechtsordnung, wobei die Gültigkeit des Grundgesetzes durch 
Szeneangehörige häufig bestritten wird. Diese Ablehnung resultiert aus 
unterschiedlichen ideologischen Positionen. Ein Teil der Szene greift hier- 
zu Aspekte des Gebiets- und Geschichtsrevisionismus auf, indem er sich 
auf das ehemalige Deutsche Reich in seinen verschiedenen Staats- und 
Herrschaftsformen sowie Grenzen beruft. Die verschiedenen Ansichten 
sind in ihrer Gesamtheit dazu geeignet, Personen in ein verschwörungs- 
ideologisches Weltbild einzubinden, das über die völlige Ablehnung bis 
hin zu einem regelrechten Hass auf den Staat erwachsen kann. 


Zwischen „Reichsbürgern“ und „Selbstverwaltern“ fällt eine trennscharfe 
Unterscheidung schwer. Charakteristisch ist, dass sich „Reichsbürger“ in 
Bezug auf das Staatsgebiet und den Rechtsstand auf ein wie auch immer 
geartetes „Deutsches Reich“ berufen; „Selbstverwalter“ hingegen sind 
Personen, die sich dem Staat gänzlich nicht zugehörig fühlen. Sie be- 
haupten, sie könnten durch eine Erklärung aus dem Staat austreten und 
seien deshalb nicht an dessen Gesetze gebunden. Dabei berufen sie sich 
oftmals auf eine UN-Resolution, die es ihrer Meinung nach ermöglichen 
würde, in eine „Selbstverwaltung“ einzutreten. Ihr Wohnanwesen mar- 
kieren sie mitunter durch (Grenz-)Linien, Schilder, Wappen oder andere 
Kennzeichen, durch die sich ihr angeblich souveräner Verwaltungsraum 
abgrenzen soll. Teilweise wird dieser auch, insbesondere im Zusammen- 
hang mit einem postulierten Widerstandsrecht, gewaltsam verteidigt. 


Nur ein geringer Teil der „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“ ist auch 
dem Rechtsextremismus zuzurechnen. Überschneidungen finden sich ins- 
besondere bei den Themenfeldern Gebiets- und Geschichtsrevisionismus, 
völkischem und teilweise nationalsozialistischem Gedankengut sowie 
Antisemitismus. Bei den allermeisten Szeneangehörigen sind rechtsextre- 
mistische Ideologieelemente jedoch nur gering bis gar nicht auszumachen. 
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Die ideologische Bandbreite der „Reichsbürger“ und „Selbstverwal- 
ter“ erklärt das vergleichsweise hohe Personenpotenzial. Trotz ihrer 
inhaltlichen Vielfalt ist die Szene insgesamt als staatsfeindlich einzu- 
stufen. Deutschlandweit sind ihr im Jahr 2020 etwa 20.000 Personen 
(2019: 19.000) zuzurechnen. Bei rund 1.000 davon handelt es sich zugleich 
um Rechtsextremisten (2019: 950). 


Das gewaltorientierte Personenpotenzial der „Reichsbürger“ und 
„selbstverwalter“ ist mit rund 2.000 zu beziffern. Darunter fallen gewalt- 
tätige Szeneangehörige sowie Personen, die beispielsweise durch Dro- 
hungen oder gewaltbefürwortende Äußerungen und entsprechende 
ideologische Bezüge auffallen. 


Das Personenpotenzial ist im Vergleich zum Vorjahr leicht angestie- 
gen. Dieser Anstieg ergibt sich vor allem aus den Zusammenhängen mit 
den Protesten gegen die staatlichen Maßnahmen zur Eindämmung der 
Coronapandemie. Die getroffenen Maßnahmen haben zu einer erhöh- 
ten Dynamik und Aktivität in Teilen der „Reichsbürger“- und „Selbstver- 
walter“-Szene geführt. So beteiligten sich Szeneangehörige intensiv an 
den vielfältigen Demonstrationen gegen die Maßnahmen von Bund und 
Ländern zur Pandemiebekämpfung. Ihre Ideologie ist meist an die ver- 
schiedensten Verschwörungsideologien anschlussfähig. 


Mitunter begnügen sich „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“ nicht 
mehr damit, im Zusammenhang mit „Hygiene-Demonstrationen“ ihren 
Protest zu äußern, sondern wenden teilweise auch, zumeist einfache, 
körperliche Gewalt an, beispielsweise gegen eingesetzte Polizeikräfte. 
Aber auch außerhalb des Demonstrationsgeschehens wurden mitunter 
strafrechtlich relevante Vorgehensweisen bekannt. 


Die gängigste Vorgehensweise stellt weiterhin die „Vielschreiberei“ dar, 
das Versenden seitenlanger Schreiben, zumeist an Behörden und Ämter. 
Regelmäßig werden darin schwer nachzuvollziehende beziehungsweise 
wirre Argumente oder Behauptungen sowie abwegige Rechtsauffassun- 
gen vertreten. Die Ausführungen reichen dabei von einfachen Ablehnun- 
gen behördlichen Handelns bis hin zu Erpressungen, Beleidigungen oder 
Nötigungen, teilweise mit Gewaltandrohungen. 


Von besonderer Bedeutung sind weiterhin auch Aktivitäten, mit denen 
„Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“ von anderen Szeneangehörigen 
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teils erhebliche Einnahmen erzielen. Neben dem Verkauf wertloser 
Falschurkunden und Fantasiedokumente stellen auch Seminare eine er- 
hebliche Einnahmequelle dar. 


Angesichts des Bedrohungspotenzials für die freiheitliche demokrati- 
sche Grundordnung stehen „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“ zu- 
nehmend im Fokus staatlicher Maßnahmen. Der Bundesminister des 
Innern, für Bau und Heimat hat am 19. März 2020 die „Reichsbürger“- 
und „Selbstverwalter“-Vereinigung „Geeinte deutsche Völker und Stäm- 
me“ (GdVuSt) gemäß Artikel 9 Absatz 2 Grundgesetz in Verbindung mit 
$3 Vereinsgesetz verboten. Eshandelt sich um das erste Vereinsverbot im 
Bereich der „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“. Der Verein war durch 
eine rassistische und antisemitische Ideologie geprägt. 


In der Szene der „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“ besteht ein hohes 
Gewaltpotenzial. So kommt es immer wieder zu Auseinandersetzungen 
zwischen „Reichsbürgern“ und „Selbstverwaltern“ und Mitarbeitenden 
des öffentlichen Dienstes. Das Gefährdungspotenzial durch die Waffen- 
affınität der „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“ besteht fort. Bis Ende 
2020 kam es zu mindestens 880 Entzügen waffenrechtlicher Erlaubnisse 
bei „Reichsbürgern“ und „Selbstverwaltern“. 
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Linksextremismus 


Das linksextremistische Personenpotenzial ist im Jahr 2020 nach Abzug 
von Mehrfachmitgliedschaften um 2,4 % auf insgesamt 34.300 Personen 
gestiegen. Mehr als jeder vierte Linksextremist ist als gewaltorientiert 
einzuschätzen. 


Linksextremismuspotenzial" 


a | 
m | | 
Fre Br "Su BE?" 
Dogmatschelinisesremien | son | sm 


Nicht gewaltorientierte 
dogmatische Linksextremisten und sonstige 25.300 25.800 
Linksextremisten 


Nach Abzug von Mehrfachmitgliedschaften 33.500 34.300 


1 Die Zahlen sind zum Teil geschätzt und gerundet. 

2 Unter dem autonomen Personenpotenzial werden auch Postautonome und nicht organisationsgebundene Anarchisten 
und Antiimperialisten gezählt. 
Hierunter werden die Anarchosyndikalisten und andere organisationsgebundene Anarchisten gezählt. 


Linksextremisten wollen die bestehende Staats- und Gesellschaftsord- 
nung und damit die freiheitliche demokratische Grundordnung beseiti- 
gen. An deren Stelle soll ein kommunistisches System beziehungsweise 
eine „herrschaftsfreie“, anarchistische Gesellschaft treten - je nach ideo- 
logischer Ausrichtung mit dem Sozialismus als Übergangsphase. Themen 
wie „Antifaschismus“, „Antirepression“ oder „Antigentrifizierung“ sind 
dabei anlassbezogen relevante, letztlich aber austauschbare Aktionsfel- 
der, die immer nur der Umsetzung der eigenen ideologischen Vorstel- 
lungen dienen. Zu deren Erreichung sind Linksextremisten grundsätz- 


lich auch bereit, Gewalt einzusetzen. 


Die Zahl linksextremistisch motivierter Straftaten hat im Jahr 2020 
erneut einen Höchststand erreicht. Im Berichtsjahr wurden 6.632 
Delikte erfasst, was einen Anstieg um 2,8 % bedeutet (2019: 6.449). 
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Besorgniserregend ist die erhebliche Zunahme linksextremistischer 
Gewalttaten um 34,3 % auf nunmehr 1.237 Delikte (2019: 921). Fünf 
versuchte Tötungsdelikte (2019: 2, +150 %) und 423 Körperverletzungs- 
delikte (2019: 355, +19,2 %) zeigen deutlich die hohe Gewaltbereitschaft 
im Linksextremismus. Während Brandstiftungen nach der erheblichen 
Zunahme im letzten Jahr mit 173 Delikten eher moderat angestiegen 
sind (2019: 164, +5,5 %), resultieren die zahlreichen Ausschreitungen 
von Linksextremisten im Jahr 2020 unter anderem in 321 Fällen von 
Landfriedensbruch (2019: 72, +345,8 %). Auch die im letzten Jahr bereits 
hohe Anzahl an Sachbeschädigungen wurde noch einmal um 6,1 % auf 
nunmehr 3.734 Delikte gesteigert (2019: 3.520). 


Dieser teils deutliche Anstieg linksextremistischer Straf- und Gewalt- 
taten setzt eine Entwicklung fort, die sich mit zwischenzeitlichen 
Schwankungen bereits über fast zwanzig Jahre vollzieht. Eine Abkehr in 
der Szene von der Gewalt ist nicht erkennbar. Vielmehr begehen einzelne 
gewaltbereite Gruppen immer mehr und immer erheblichere Straf- und 
Gewalttaten. 


In Teilen der gewaltorientierten linksextremistischen Szene zeigt sich 
eine deutliche Radikalisierung. Das in Teilen hohe Radikalisierungsni- 
veau drückt sich auch in qualitativer Hinsicht bei der Begehung der Taten 
sowie in Bezug auf die Tätergruppen aus. Die Intensität der Gewalttaten 
hat sich noch einmal erhöht. Gleichzeitig schotten sich einzelne kleine 
Gruppen vom Rest des gewaltorientierten Spektrums ab und überschrei- 
ten mit ihren Taten immer häufiger scheinbare „rote Linien“, die sich aus 
dem in der Szene geltenden Grundsatz der Vermittelbarkeit von Gewalt 
ergeben. 


Diese Entwicklungen zeigen sich insbesondere in den Schwerpunktregi- 
onen Leipzig, Berlin und Hamburg. Aber auch in Bayern, Bremen, Nord- 
rhein-Westfalen (Hambacher Forst), Sachsen-Anhalt und Thüringen lie- 
gen Anhaltspunkte für eine zunehmende Radikalisierung in Teilen des 
gewaltorientierten Spektrums vor, insbesondere im „Kampf um autono- 
me Freiräume“ und gegen die städtebauliche Umstrukturierung sowie 
im „antifaschistischen Kampf“ gegen (vermeintliche) Rechtsextremisten. 


Linksextremistische Angriffe werden zunehmend gewalttätiger, persön- 
licher und professioneller durchgeführt. Lange Zeit galt die Eskalation 
von Demonstrationen als Ausdruck des revolutionären Anspruchs der 
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Szene. Hier zeigt sich seit einigen Jahren deutlich ein Wechsel der Ak- 
tionsformen weg von demonstrationsbezogener „Massenmilitanz“ hin 
zu Gewalttaten konspirativ agierender Kleingruppen. Deren Gewalt ver- 
lagert sich in das Umfeld von Versammlungen oder findet völlig losge- 
löst davon statt. Die Vorbereitung und Durchführung der Taten verläuft 
sehr planvoll und isoliert vom Rest der Szene im kleinsten Kreis. Auch die 
Zielauswahl hat sich verändert. Die Angriffe verschieben sich von einer 
institutionellen auf eine persönliche Ebene. Opfer werden gezielt ausge- 
sucht und mit hoher Aggressivität angegriffen. Immer häufiger werden 
auch schwere Körperverletzungen bis hin zum Tod der Opfer als mög- 
liche Folge in Kauf genommen. 


Im Kern geht es Linksextremisten um Einschüchterung und die Schaf- 
fung eines Klimas der Angst für politische Gegner und Andersdenkende. 
Die unmittelbar oder mittelbar Betroffenen sollen von einem konkreten 
Handeln oder der freien Meinungsäußerung abgehalten werden. Dies 
kann die Teilnahme an Veranstaltungen, das Agieren für eine Partei oder 
Gruppierung oder das Verbreiten politischer Ansichten sein. In ande- 
ren Fällen soll durch erhebliche Straftaten der „Preis“ für politische oder 
wirtschaftliche Entscheidungen „in die Höhe getrieben“ und so Einfluss 
auf die Entscheidungsträger genommen werden. 


Mit der Erheblichkeit der Taten hat sich auch der dahinterstehende Tä- 
terkreis verändert. In mehreren Bundesländern gibt es Hinweise darauf, 
dass sich innerhalb der gewaltorientierten linksextremistischen Szene 
klandestin operierende Kleingruppen herausbilden. Diese begehen eige- 
ne Tatserien und schotten sich aufgrund ihrer gesteigerten Gewaltbereit- 
schaft vom Rest der Szene ab. Innerhalb solcher abgeschotteter Perso- 
nenkreise spielt der bisherige Szenekonsens einer Vermittelbarkeit und 
Zielorientiertheit von Gewalt nur gegen Dinge und ohne Gefährdung 
Unbeteiligter keine Rolle mehr. Widerspruch aus den übrigen Teilen der 
linksextremistischen Szene gegen die zunehmende Gewalt bleibt weit- 
gehend aus. Stattdessen wird Gewalt als vermeintlich legitime „Gegen- 
wehr“ gerechtfertigt. Die Tonlage hat sich insgesamt verschärft. Weitrei- 
chende Aussagen bis hin zur Androhung schwerer Gewalt oder in Einzel- 
fällen auch der subtilen Bedrohung mit dem Tod werden stillschweigend 
toleriert. 
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Die Abschottung vom Rest der Szene und das immer professionellere, 
konspirative, planvolle und gezielte Agieren einzelner Gruppierungen 
kann bei ungehindertem Fortgang in eine Radikalisierungsspirale mün- 
den, die im schlimmsten Fall auch eine Entwicklung hin zu terroristi- 
schen Strukturen als möglich erscheinen lässt. 


Die Coronapandemie und die daraus resultierenden staatlichen Maß- 
nahmen hatten auch Auswirkungen auf die Aktivitäten der linksextre- 
mistischen Szene, ohne dass sich daraus aber neue Strategien oder Hand- 
lungsmuster entwickelt hätten. In den ersten Monaten der Pandemie 
wurden fast alle Veranstaltungen der Szene abgesagt. Auf einschlägigen 
Internetplattformen wurde eine Vielzahl ideologischer Beiträge mit Be- 
zug zur Pandemie und den Maßnahmen veröffentlicht. Dabei wurde dem 
„kapitalistischen System“ die Schuld für die Ausbreitung gegeben und 
vor allem diskutiert, ob der Staat den Gewöhnunsgseffekt für „freiheits- 
beschränkende Maßnahmen“ ausnutzen würde und dauerhafte „Re- 
pression“ die Folge sei. Letztlich wurden altbekannte Muster fortgeführt 
und die Coronapandemie lediglich als weiterer Bezugspunkt ergänzt. Die 
traditionellen linksextremistischen Aktionsfelder „Antirepression“ und 
„Antifaschismus“ blieben dabei besonders relevant. Im Umfeld der so- 
genannten Corona-Demonstrationen kam es zu gezielten körperlichen 
Angriffen gewaltbereiter Linksextremisten auf Teilnehmer, die durch die 
Angreifer als Rechtsextremisten eingeordnet wurden. Daneben kam es 
auch zu Angriffen auf logistische Unterstützer der Veranstaltungen. 


Gewaltorientierte Linksextremisten verüben im Namen des 
„Antifaschismus“ regelmäßig Straf- und Gewalttaten gegen Personen 
oder Institutionen, die ihrer ideologischen Definition nach „faschistisch“ 
sind. Neben als solche ausgemachten Rechtsextremisten ist dies auch 
immer der Staat und seine freiheitliche demokratische Grundordnung. 
Nach wie vor steht besonders die AfD im Fokus gewaltorientierter Links- 
extremisten, die sie als „Erste-Klasse-Gegner“ bezeichnen. Linksextre- 
misten verüben regelmäßig Straf- und Gewalttaten auf Einrichtungen 
und Mitglieder der Partei. 


Eine besondere Bedeutung vor allem für autonome Linksextremisten hat 
die „Eroberung“ und Verteidigung autonomer „Freiräume”. Da Autono- 
me die öffentliche Ordnungnicht anerkennen, ignorieren sie bestehende 
Eigentumsverhältnisse und errichten Orte, an denen sie selbst über die 
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Regeln des gesellschaftlichen Zusammenlebens bestimmen wollen. Dies 
können besetzte Häuser, kollektive „Wohnprojekte“ und selbstverwaltete 
Kulturzentren sein, die als Symbole des Widerstands frei von staatlicher 
Überwachung, Einflussnahme und „kapitalistischer Verwertungslogik“ 
betrachtet werden. Jegliche staatlichen Eingriffe werden als Angriff auf 
die Selbstbestimmung verstanden. Dabei dienen „Freiräume“ gewalt- 
orientierten Linksextremisten auch als Ausgangspunkt und Rückzugsort 
bei Straftaten und „militanten Aktionen“. 


Durch das Auslaufen von Nutzungs- oder Mietverträgen, durch Eigen- 
tümerwechsel oder Umstrukturierungsvorhaben in der näheren Umge- 
bung gerät die Szene in ihren selbsternannten „Freiräumen“ zunehmend 
unter Druck. Dieser manifestierte sich 2020 vor allem in Berlin durch die 
Räumung des Szeneobjekts „Liebig34“ und der Szenekneipe „Syndikat“, 
aber auch durch Durchsuchungen im Szeneobjekt „Rigaer94“ oder der 
anarchistischen Buchhandlung „Kalabal!k“. 


Auf den drohenden Verlust von „Freiräumen“ reagieren Akteure der ge- 
waltorientierten linksextremistischen Szene regelmäßig äußerst aggres- 
siv. So kam es im Nachgang zu den oben genannten Maßnahmen bun- 
desweit zu Brandanschlägen und Sachbeschädigungen an Fahrzeugen 
oder Maschinen von Immobiliengesellschaften oder Bauunternehmen 
sowie an „Luxusimmobilien“. Auf diese Weise sollen der „Preis“ für ent- 
sprechende politische oder wirtschaftliche Entscheidungen in die Höhe 
getrieben und Entscheidungsträger beeinflusst werden. Hinzu kommen 
persönliche Drohungen gegen die mutmaßlich Verantwortlichen und 
Angriffe auf Polizeibeamte, sei es bei Kundgebungen oder auch unver- 
mittelt, zum Beispiel bei Streifenfahrten im Umfeld von Szeneobjekten. 
Bereits die bloße Anwesenheit der Polizei, teils aber auch von Rettungs- 
kräften oder Journalisten, in der Nähe eines „Freiraums“ zieht immer 
wieder gewalttätige Angriffe nach sich. 


Mit ihrem vermeintlichen Engagement für den Klimaschutz versuchen 
Linksextremisten aus verschiedenen Teilen der Szene, demokratische 
Diskurse zu verschieben, sie um ihre eigenen ideologischen Positionen 
zu ergänzen, gesellschaftlichen Protest zu radikalisieren und den Staat 
und seine Institutionen zu delegitimieren. Linksextremisten versuchen 
unter anderem mithilfe von Aktionsbündnissen, Einfluss auf die Pro- 
teste zu nehmen. Eine maßgebliche Rolle kommt dabei dem von der 
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„Interventionistischen Linken“ (IL) beeinflussten Bündnis „Ende Ge- 
lände“ zu. Ein weiterer Ansatzpunkt für linksextremistische Einflussnah- 
me- und Radikalisierungsversuche waren die Proteste gegen die Rodung 
des Dannenröder Forstes (Hessen) im Herbst 2020. Rund um den Beginn 
der Rodungsarbeiten am 1. Oktober 2020 häuften sich dort Straftaten 
und „militante Aktionen“. 


Auch Organisationen aus dem dogmatischen Linksextremismus betei- 
ligten sich an den Klimaprotesten und missbrauchten diese offensiv als 
politische Plattform. Neben dem Versuch der ideologischen Beeinflus- 
sung der Proteste stehen insbesondere der persönliche Kontakt zu den 
Teilnehmern und die Mitgliederwerbung im Vordergrund. 


Charakteristisch für die linksextremistische Szene ist ihre ausgeprägte 
Heterogenität. Diese zeigt sich im Hinblick auf die verschiedenen ideo- 
logischen Ausprägungen, den Organisationsgrad, die bevorzugten Akti- 
onsformen sowie das Verhältnis zur Gewalt. Anhand der Einstellung zur 
Frage, ob Gewalt nicht erst in einer „revolutionären Situation“, sondern 
bereits in der Gegenwart ein legitimes Mittel zur Durchsetzung politi- 
scher Ziele ist, lässt sich die linksextremistische Szene in zwei Lager teilen 
-in gewaltorientierte und nicht gewaltorientierte Linksextremisten. 


Die etwa 7.500 Autonomen bilden die mit Abstand größte Gruppe im ge- 
waltorientierten Linksextremismus. Trotz ihrer ideologischen, strategi- 
schen und organisatorischen Verschiedenheit teilen sie eine inhaltliche 
Grundannahme: Das Individuum und seine Selbstverwirklichung stehen 
im Mittelpunkt politischen Handelns. Jede Form einer Fremdbestim- 
mung wird abgelehnt. Alle Staats- und Herrschaftsformen werden als 
autoritär erachtet und sollen zugunsten einer herrschaftsfreien Ordnung 
überwunden werden. Eine proletarische Diktatur als Übergangsphase, 
wie sie der Marxismus vorsieht, wird daher ebenfalls nicht angestrebt. 


Anarchisten lehnen die Herrschaft von Menschen über andere Menschen 
ab. Das beinhaltet jede Form staatlicher Hoheitsgewalt, auch die innerhalb 
freiheitlicher Demokratien. Im Anarchismus gibt es verschiedene Strö- 
mungen, die sich ideologisch oder durch ihren Organisationsgrad unter- 
scheiden lassen. Eher organisationsfeindliche, stark gewaltorientierte An- 
archisten wollen das vorherrschende System des freiheitlichen demokrati- 
schen Verfassungsstaats bereits jetzt unmittelbar angreifen und gewaltsam 
zerschlagen. Die Übergänge zum autonomen Spektrum sind hier fließend. 
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Eine dagegen stark organisationsgebundene Ausprägung ist der An- 
archosyndikalismus. Dahinter steht die Idee, mittels Branchengewerk- 
schaften die „Produktionsmittel“ zu übernehmen. Syndikalistischen An- 
archisten geht es nicht darum, innerhalb des bestehenden Systems politi- 
sche Verantwortung zu übernehmen, aus der heraus sie gesellschaftliche 
Veränderungen bewirken könnten. Vielmehr geht es um die unmittel- 
bare Abschaffung jeglicher Form von Herrschaft und damit auch des 
demokratischen Verfassungsstaats und seiner Einrichtungen durch eine 
Revolution. 


Dogmatische Linksextremisten führen ihre Ideologie im Wesentlichen 
auf die Theorien kommunistischer Vordenker wie Karl Marx, Friedrich 
Engels oder Wladimir Iljitsch Lenin zurück. Verbindendes Element ist 
das gemeinsame Ziel einer sozialistischen Gesellschaftsordnung, aus 
der langfristig eine „klassenlose“ kommunistische Gesellschaft errichtet 
werden soll. Dabei schließt ein kleiner Teil von derzeit etwa 900 gewalt- 
orientierten dogmatischen Linksextremisten den Einsatz von Gewalt 
explizit nicht aus. 


Die weit überwiegende Mehrheit der dogmatischen Linksextremisten ist 
als nicht gewaltorientiert einzustufen. Hierzu zählen die orthodox-kom- 
munistische „Deutsche Kommunistische Partei“ (DKP), die streng mao- 
istisch-stalinistisch ausgerichtete „Marxistisch-Leninistische Partei 
Deutschlands“ (MLPD) und die trotzkistisch geprägte „Sozialistische 
Gleichheitspartei“ (SGP). Vor allem bei der DKP und der MLPD und 
ihren Jugendorganisationen sind regelmäßig große Bemühungen fest- 
zustellen, mit Jugendlichen ins Gespräch zu kommen und sie für sich zu 
gewinnen. 


Die „Rote Hilfe e.V.“ (RH) ist mit rund 11.000 Mitgliedern und bundes- 
weit rund 50 Ortsgruppen die größte und eine der wichtigsten Grup- 
pierungen im deutschen Linksextremismus. Innerhalb der letzten vier 
Jahre hat die RH einen starken Mitgliederzuwachs erfahren (2019: 10.500, 
2018: 9.200, 2017: 8.300). Sie beschreibt sich selbst als „parteiunabhängi- 
ge, strömungsübergreifende linke Schutz- und Solidaritätsorganisation“. 
Ihr primäres Betätigungsfeld ist die Unterstützung von linksextremisti- 
schen Straftätern sowohl im Strafverfahren als auch während der Haft- 
zeit. Sie bietet ihnen politischen und sozialen Rückhalt und leistet juris- 
tische sowie finanzielle Unterstützung. Ihre Agitation zielt darauf ab, das 
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strafrechtliche Abschreckungspotenzial zu mindern und die Legitimität 
des demokratischen Verfassungsstaates infrage zu stellen. Sie trägt ins- 
besondere mit der finanziellen Unterstützung für potenzielle Straf- und 
Gewalttäter sowie ihrer Solidaritäts- und Öffentlichkeitsarbeit zudem 
zum spektrenübergreifenden Zusammenhalt im Linksextremismus bei. 
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Islamismus/islamistischer Terrorismus 


Insgesamt ergibt sich für das Jahr 2020 aus den Zahlenangaben ein im 
Vergleich zum Vorjahr um rund 2,5 % gestiegenes Islamismuspotenzial 
von 28.715 Personen (2019: 28.020). 


Personenpotenzial Islamismus/islamistischer Terrorismus’ 
Salafıstische Bestrebungen 12.150 12.150 


„Islamischer Staat“ (IS) 

Kern-„al-Qaida“ 

„al-Qaida im islamischen Maghreb“ (AQM) 
„Jama’at Nasr al-Islam wal Muslimin“ (JNIM) 
„al-Qaida auf der Arabischen Halbinsel“ (AQAH) 
„al-Shabab“ 

„Hai’at Tahrir al-Sham“ (HTS) 

„Tanzim Hurras al-Din“ (THD) 


keine keine 
gesicherten | gesicherten 
Zahlen Zahlen 


„Hizb Allah“ 

„Harakat al-Mugawama al-Islamiya“ (HAMAS) 
„Türkische Hizbullah“ (TH) 

„Hizb ut-Tahrir“ (HuT) 


„Muslimbruderschaft“ 
(MB)/ „Deutsche Muslimische Gemeinschaft eV“ 
(DMG) 


„Tablighi Jama’at“ (TJ) 


„Islamisches Zentrum Hamburg e.V“ (IZH) gesicherten | gesicherten 
Zahlen Zahlen 


„Milli Görüs -Bewegung und zugeordnete 10.000 10.000 
Vereinigungen 


„Furkan Gemeinschaft“ 


„Hezb-e Islami-ye Afghanistan“ (HIA) 


1 Die Zahlenangaben beziehen sich auf Deutschland und sind zum Teil geschätzt und gerundet. 
2 Weitere Organisationen, deren Mitglieder- und Anhängerzahlen im Islamismuspotenzial zu berücksichtigen sind. 
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Die Bedrohung durch den islamistischen Terrorismus in Deutschland 
war auch im Jahr 2020 auf einem hohen Niveau. Dies konkretisierte sich 
insbesondere in der zweiten Jahreshälfte in einer dynamischen Gefähr- 
dungslage infolge mehrerer Anschlagsereignisse in Deutschland und Eu- 
ropa. Einen wesentlichen Faktor dabei stellten islamkritische Ereignisse, 
wie die Veröffentlichung von Karikaturen des islamischen Propheten 
Muhammad, dar. 


Komplexe und multiple Anschläge, gesteuert durch terroristische Grup- 
pen aus dem Ausland, haben in Deutschland bislang nicht stattgefunden, 
sind aber jederzeit denkbar. Die meisten Anschläge in den vergangenen 
Jahren waren Einzeltäteranschläge, die für die Ziele terroristischer Grup- 
pierungen ebenso bedeutsam sind, da sie auch eine große Wirkung ent- 
falten können. Inspiriert durch gewaltorientierte Propaganda oder durch 
den Kontakt zu einer Terrororganisation wie dem „Islamischen Staat“ (IS) 
richten sich Einzeltäter mit leicht zu beschaffenden und einzusetzenden 
Tatmitteln überwiegend gegen einfach anzugreifende, „weiche“ Ziele. 


Im Jahr 2020 kam es in Deutschland zu mehreren mutmaßlich durch 
Einzeltäter begangenen Anschlagsereignissen: 


- Im April und Mai 2020 wurden in Waldkraiburg (Bayern) diverse 
Sachbeschädigungen an Geschäftsräumen von Menschen türki- 
scher Herkunft sowie ein Brandanschlag auf ein Lebensmittel- 
geschäft verübt. Ein später festgenommener Tatverdächtiger gab 
als Motiv Hass auf die Türkei sowie Sympathie für den IS an. 


«- Im August 2020 verursachte ein Autofahrer auf der Berliner 
Stadtautobahn A100 mindestens sechs Kollisionen, durch die 
insgesamt sechs Menschen verletzt wurden. Es ist von einer 
islamistischen Tatmotivation auszugehen, die offenbar durch 
eine psychische Beeinträchtigung des Tatverdächtigen begüns- 
tigt wurde. 


« Anfang Oktober 2020 kam es in Dresden (Sachsen) zu einem 
Messerangriff auf zwei Touristen, von denen einer später starb. 
Der Angreifer konnte zunächst unerkannt flüchten, Ende Okto- 
ber wurde ein Tatverdächtiger festgenommen. Ein islamistisches 
Tatmotiv gilt als wahrscheinlich. 
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Überdies wirkte sich im Herbst 2020 das Anschlagsgeschehen in den 
Nachbarländern Frankreich und Österreich auf die Lagedynamik in 
Deutschland aus: Ende September 2020 kam es in Paris vor den ehema- 
ligen Redaktionsräumen des Satiremagazins „Charlie Hebdo“ zu einem 
Messerangriff auf zwei Personen durch einen Täter, der die Satirezeit- 
schrift nach eigenem Bekunden noch in dem Gebäude vermutete. Mit- 
te Oktober 2020 wurde der französische Geschichtslehrer Samuel Paty 
in einem Pariser Vorort auf offener Straße enthauptet, weil er in sei- 
nem Unterricht Muhammad-Karikaturen behandelt und gezeigt hatte. 
Ende Oktober 2020 kam es zu einem mutmaßlich islamistisch motivier- 
ten Messerangriff auf Kirchgänger in der Kathedrale von Nizza, bei dem 
drei Menschen starben. 


Die Taten stehen im Kontext der wieder aufgeflammten Diskussion um 
die (Wieder-)Veröffentlichung von Muhammad-Karikaturen: „Char- 
lie Hebdo“ hatte anlässlich des Prozessbeginns Anfang September 2020 
gegen mutmaßliche Helfer der Attentäter, die im Januar 2015 die Redak- 
tionsräume der Zeitschrift gestürmt und zwölf Menschen erschossen 
hatten, erneut die Karikaturen veröffentlicht. Die französische Regie- 
rung verteidigte nach den Anschlägen das Prinzip der Meinungsfreiheit 
und das Zeigen von Muhammad-Karikaturen deutlich und löste damit 
in vielen islamischen Ländern antifranzösische Proteste aus. Auch in der 
islamistischen Szene in Deutschland wurden antifranzösische Ressenti- 
ments geäußert. 


In der salafistischen/jihadistischen Szene führen öffentlichkeitswirksa- 
me islamkritische Ereignisse - zumal wenn sie mit der Person des Pro- 
pheten Muhammad oder mit dem Koran verbunden sind - zuhochemo- 
tionalen Reaktionen, die von allgemeinen Drohungen bis hin zu konkre- 
ten Gewaltaufrufen reichen können. 


Auch nicht primär gewaltorientierte Islamisten reagieren auf die als Pro- 
vokation wahrgenommenen Ereignisse, indem sie sie im Kontext ihrer 
ideologischen Überzeugungen interpretieren und zur Mobilisierung 
ihrer Anhänger nutzen. 


In der auf die Ereignisse folgenden öffentlichen Diskussion in Frank- 
reich und darüber hinaus wurde auch der legalistische Islamismus in 
einer Reihe von staatlichen und gesellschaftlichen Reaktionen bis hin 
zu höchsten Regierungsvertretern problematisiert und in den Fokus 
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gerückt. Infolgedessen sahen sich gerade auch nicht gewaltorientierte 
und legalistische Islamisten in einem besonderen Maße zu Reaktionen 
herausgefordert. 


In zahlreichen medialen Stellungnahmen verurteilten islamistische Ver- 
eine und Gruppierungen das Zeigen von Muhammad-Karikaturen. Der 
Mord an Paty wurde zum Teil ebenfalls verurteilt, teilweise aber auch 
relativiert. In einigen Reaktionen wurden die Ereignisse als ein Beweis 
für die angeblich grundsätzlich islamfeindliche Einstellung westlicher 
Gesellschaften gedeutet und teilweise mit antisemitisch konnotierten 
Erklärungsmustern durchsetzt. Der dabei oft verwendete Begriff der 
„Islamophobie“ wird hier als ein Opfernarrativ genutzt, nach dem der 
Mehrheitsgesellschaft unterstellt wird, den Islam als Religion in Gänze 
abzulehnen. Dabei werden auch antikolonialistische und antirassistische 
Argumentationsmuster bemüht. Darauf basierend wird behauptet, dass 
ein regelkonformes Leben des islamischen Glaubens nur durch Rückbe- 
sinnung auf eine - konstruierte - rein islamische Identität und Abschot- 
tung von allen äußeren Einflüssen möglich sei. 


Dass in der Thematik ein relevantes Mobilisierungspotenzial - zum 
Teil sogar über das extremistische Spektrum hinaus - steckt, belegt das 
Demonstrationsgeschehen im Zusammenhang mit den Ereignissen in 
Frankreich. So kam es Ende Oktober 2020 in Berlin vor dem Branden- 
burger Tor unweit der französischen Botschaft zu medienwirksam auf- 
gemachten Protesten von islamistischen Gruppierungen, bei denen auch 
flashmobartige Aktionsformen zum Einsatz kamen. 


Anfang November 2020 erschoss ein Täter in der Wiener Innenstadt vier 
Personen und verletzte mehr als 20 weitere zum Teil schwer. In diesem 
Zusammenhang kam es auch in Deutschland zu Exekutivrmaßnahmen 
gegen mehrere Personen, zu denen Verbindungen des Attentäters von 
Wien bestanden haben sollen. 


Die Anschläge in Frankreich und Österreich im Herbst 2020 verdeutli- 
chen die weiterhin bestehende Gefahr islamistisch motivierter An- 
schläge in Europa. Nachahmungs- beziehungsweise Resonanztaten 
auch in Deutschland, insbesondere durch inspirierte Einzeltäter, sind 
nicht auszuschließen. 
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Zu dem Attentat in Wien bekannte sich der IS. Dadurch wird deutlich, 
dass europäische Staaten, die der sogenannten Anti-IS-Koalition ange- 
hören oder dieser zugerechnet werden, weiterhin das Ziel von islamis- 
tisch motivierten Anschlägen sein können. Durch die propagandistische 
Inszenierung im Nachgang des Anschlags in Wien zeigt der IS sein wei- 
terhin bestehendes Interesse, die eigenen Sympathisanten von seiner 
Schlagkraft zu überzeugen und so neue Anhänger zu rekrutieren. 


Die Terrororganisation hat sich in den letzten Jahren seltener zu An- 
schlägen in Deutschland und Europa bekannt, und auch die Angreifer 
brachten selten explizit ihre Loyalität zu einer bestimmten jihadistischen 
Gruppierung zum Ausdruck. Gleichzeitig vertreten der IS ebenso wie 
„al-Qaida“ im Gefüge mit ihren regionalen Ablegern weiterhin einen 
Führungsanspruch im von ihnen angestrebten globalen Jihad. Die Bun- 
desrepublik Deutschland sowie ihre Interessen und Einrichtungen welt- 
weit stehen damit unverändert im unmittelbaren Zielspektrum unter- 
schiedlicher terroristischer Organisationen beziehungsweise jihadisti- 
scher Gruppierungen. Diese verfolgen weiter das Ziel, jede sich bietende 
Gelegenheit für einen terroristischen Anschlag zu nutzen. 


Den deutschen Sicherheitsbehörden liegen Erkenntnisse zu mehr als 
1.070 Personen vor, die seit dem Jahr 2012 aus islamistischer Motivation 
heraus aus Deutschland in Richtung Syrien und Irak gereist sind. Etwa 
ein Drittel dieser Personen befindet sich inzwischen wieder in Deutsch- 
land. Auch im Jahr 2020 kehrten einige Personen - überwiegend Frau- 
en mit minderjährigen Kindern - nach Deutschland zurück. Weiterhin 
befinden sich noch viele Personen im Norden Syriens und im Irak in Haft 
beziehungsweise Gewahrsam. Zu einigen von ihnen liegen Erkenntnisse 
vor, dass sie beabsichtigen, nach Deutschland zurückzukehren. 


Auch im zurückliegenden Jahr wurden Gerichtsurteile gegen zurück- 
gekehrte Personen aus jihadistischen Kampfgebieten in Syrien und im 
Irak gesprochen. Eine Reihe von ihnen verbüßt aktuell eine Haftstrafe in 
deutschen Justizvollzugsanstalten. Die Gesamtzahl rechtskräftiger Ver- 
urteilungen zurückgekehrter Personen bewegt sich derzeit im mittleren 
zweistelligen Bereich. Der Umgang mit Islamisten in deutschen Haft- 
anstalten und die Verhinderung von islamistischer Radikalisierung dort 
stellen ebenso wie der Umgang mit Islamisten nach ihrer Haftentlassung 
eine besondere Herausforderung für Justiz- und Sicherheitsbehörden 
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sowie staatliche und nicht staatliche Akteure der Deradikalisierung und 
der Reintegration dar. 


Der Salafısmus bildet mehrheitlich den ideologischen Unterbau für den 
gewaltbereiten Jihadismus. Während Gewalt in weiten Teilen der salafıs- 
tischen Szene als mögliche Option legitimiert ist, stellt sie im Jihadismus 
die wichtigste Methode zur Erreichung der Ziele dar. Die Entwicklun- 
gen der Szene in den letzten Jahren wurden stark durch den Konflikt in 
Syrien und im Irak geprägt. Die salafistische Szene wurde insbesondere 
durch Aufstieg und Niederlage des IS, aber auch von den staatlichen Ver- 
botsmaßnahmen beeinflusst. 


Dass die „Orientierungsphase“ der letzten Jahre andauert, zeigen unter 
anderem die Zahlen zum salafıstischen Personenpotenzial: Die Gesamt- 
zahl von 12.150 Personen hat sich im Jahr 2020 im Vergleich zum Vorjahr 
nicht verändert. Die Stagnation ist unter anderem im Zusammenhang 
mit den Kontakteinschränkungen aufgrund der Coronapandemie zu 
sehen. Des Weiteren könnten auch erfolgreiche staatliche Maßnahmen 
zu einem zumindest zeitweisen Rückzug beziehungsweise Stillhalten der 
Szene geführt haben. Die begrenzte öffentliche Sichtbarkeit der Aktivitä- 
ten hält an, und der Trend eines Rückzugs ins Private setzt sich fort, wozu 
jedoch nicht zuletzt erfolgreiche staatliche Mafßnahmen beigetragen ha- 
ben. Insgesamt scheint die Szene im Vergleich zu früheren Jahren weniger 
gut vernetzt zu sein, während zugleich vereinzelte Kontakte zu anderen 
islamistischen Organisationen festzustellen sind. Dieses teilweise diffuse 
Erscheinungsbild ist jedoch nicht mit einem abnehmenden Gefährdungs- 
potenzial gleichzusetzen. Weiterhin bildet die salafistische Szene zu einem 
großen Teil den Nährboden für gewaltbereite jihadistische Netzwerke. 


Auch im Jahr 2020 waren in Deutschland Gruppierungen aktiv, deren 
islamistisch-terroristische Ziele auf Konflikte im Ausland gerichtet sind. 
Diese Organisationen und ihre Anhänger nutzen Deutschland als Rück- 
zugsraum und für vielfältige Unterstützungsaktivitäten. 


Ein Beispiel dafür ist die schiitische Terrororganisation „Hizb Allah“, 
gegen die im Frühjahr 2020 ein Betätigungsverbot des Bundesminis- 
teriums des Innern, für Bau und Heimat (BMI) erlassen wurde: In der 
Verfügung wurde festgestellt, dass die Organisation völkerverständi- 
gungswidrig ist, da sienach wie vor das Existenzrecht Israels infrage stellt 
und zu dessen gewaltsamer Beseitigung aufruft. 
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Antisemitismus stellt ein wesentliches Element in der Ideologie des ge- 
samten islamistischen Spektrums dar. Im Verfassungsschutzverbund 
wurde auch im Jahr 2020 eine Vielzahl antisemitischer Vorfälle festge- 
stellt. Das Spektrum der Ereignisse reicht dabei von antisemitischen Re- 
den und Predigten über judenfeindliche Postings in sozialen Medien bis 
hin zu verbalen oder körperlichen Attacken gegen jüdische Personen. 


Das Jahr 2020 war auch in der islamistischen Szene von den Auswirkun- 
gen der Coronapandemie geprägt. Das gesamte islamistische Spektrum 
reagierte ab dem Frühjahr 2020 auf das Infektionsgeschehen und auf die 
staatlichen Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie. 


Aufgrund der phasenweisen Einschränkungen des öffentlichen Lebens 
im Zusammenhang mit der Bekämpfung des Coronavirus entfielen eine 
Reihe bisheriger Zielobjekte für islamistisch motivierte Terroranschlä- 
ge. Anschlagsvorhaben, insbesondere mit einfachen Tatmitteln, sind 
aber damit keineswegs ausgeschlossen. Durch die Pandemie erschweren 
oder verzögern sich Reisen ins Ausland beziehungsweise Rückkehrbe- 
wegungen islamistischer Personen aus Syrien und dem Irak. Aufgrund 
der temporären Einschränkungen des öffentlichen Lebens verlagern sich 
auch in der gesamten islamistischen Szene viele Aktivitäten ins Inter- 
net beziehungsweise in die sozialen Medien. Ein Beispiel dafür sind die 
Demonstrationen aus Anlass des jährlichen „al-Quds“-Tages, die im Jahr 
2020 durch die Veranstalter abgesagt wurden. Stattdessen wurde kurz- 
fristig ein Online-„al-Quds“-Tag organisiert. 


In der jihadistischen Szene führte die Pandemie vor allem in der ersten 
Welle im Frühjahr 2020 zu einer Vielzahl propagandistischer Reaktionen: 
In Videos und Postings wurde der Versuch unternommen, das Infekti- 
onsgeschehen in die eigenen jihadistischen Überzeugungen zu integrie- 
ren beziehungsweise zum Teil eines göttlichen Planes gegen die „Ungläu- 
bigen“ zu erklären. So wurde das Virus als „Soldat Gottes“ verklärt, das 
effektiver als alle bisherigen Anschläge sei. 


Während vereinzelt (z.B. im schiitisch-extremistischen Spektrum) Ver- 
schwörungstheorien im Zusammenhang mit der Coronapandemie geäu- 
ßert wurden und Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie als „mas- 
sive Einschränkung der Menschenrechte“ kritisiert wurden, hielten sich 
legalistische Vereine und Gruppierungen größtenteils an die behördlich 
angeordneten Präventionsmaßnahmen. 
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Sicherheitsgefährdende und extremistische 
Bestrebungen von Ausländern (ohne Islamismus) 


Das Personenpotenzial nicht islamistischer sicherheitsgefährdender be- 
ziehungsweise extremistischer Ausländerorganisationen verringerte sich 
im Jahr 2020 aufinsgesamt 28.650 Personen (2019: 28.820). Dieser Rückgang 
fand ausschließlich im Bereich der nicht türkischen Separatisten statt. Die 
zahlenmäßig bedeutsamste Organisation in Deutschland ist unverändert 
die „Arbeiterpartei Kurdistans“ (PKK) mit 14.500 Anhängern (2019: 14.500). 


Personenpotenzial extremistischer Ausländerorganisationen 


(ohne Islamismus)' 
600 | 


Die Zahlenangaben beziehen sich auf Deutschland und sind zum Teil geschätzt und gerundet. Auch das Personenpoten- 
zial der mit Verbot belegten Gruppen wird hier miterfasst. 

Hier sind die in Deutschland lebenden Anhänger der übrigen weltweiten sicherheitsgefährdenden/extremistischen Be- 
strebungen zusammengefasst. Darunter befinden sich 100 Anhänger auslandsbezogener Organisationen, zu denen hin- 
reichend gewichtige tatsächliche Anhaltspunkte für eine sicherheitsgefährdende/extremistische Bestrebung vorliegen, 
sodass die jeweilige Gruppierung durch das BfV im Rahmen eines Verdachtsfalles bearbeitet wird. 


Im Jahr 2020 ging die Zahl der Straf- und Gewalttaten mit einem aus- 
länderextremistischen Hintergrund deutlich zurück. Insgesamt wurden 
661 Delikte erfasst, was einen Rückgang um 51,2 % bedeutet (2019: 1.354). 
Ursächlich hierfür dürfte vor allem die pandemiebedingte Absage der 
meisten Großveranstaltungen, Kundgebungen und sonstigen teilneh- 
merstarken Aktionen sein, welche diesen Phänomenbereich wie keinen 
anderen prägen. Zudem kam es 2020, anders als in den beiden Jahren 
zuvor, nicht zu größeren Bodenoffensiven des türkischen Militärs in den 
kurdischen Siedlungsgebieten insbesondere im Norden Syriens, welche 
auch in Deutschland vor allem die Anhänger der PKK stark emotiona- 
lisiert hatten. Aufgrund der nur wenigen öffentlichkeitswirksamen Auf- 
tritte ausländerextremistischer Akteure trafen rivalisierende Gruppen 
zuletzt kaum aufeinander. Entsprechend sank die Zahl der Gewalttaten 
um 68,1 % auf 79 Delikte (2019: 248). 
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Dennoch herrscht in Teilen der Anhängerschaft ausländerextremisti- 
scher Organisationen nach wie vor eine hohe Gewaltbereitschaft vor. 
Von daher ist davon auszugehen, dass dieser deutliche Rückgang der 
Straf- und Gewalttaten nicht von langer Dauer sein wird. Mit dem Ende 
der pandemiebedingten Einschränkungen oder bei Ereignissen in den 
jeweiligen Heimatregionen, welche die hier lebenden Anhänger aus- 
länderextremistischer Organisationen stark emotionalisieren könnten, 
dürften auch die Straf- und Gewalttaten wieder zunehmen. 


Agitation und Militanzniveau der ausländerextremistischen Organisa- 
tionen sind weit überwiegend von der politischen Entwicklung in den 
Heimatländern abhängig. In Deutschland lebende Anhänger sind in der 
Regel die Empfänger politisch-strategischer Richtlinien der Organisatio- 
nen in den jeweiligen Heimatländern; es herrscht die Bereitschaft vor, 
diese Vorgaben konsequent in die Tat umzusetzen. 


Für die innere Sicherheit in Deutschland sind die PKK, die „Revolutio- 
näre Volksbefreiungspartei-Front“ (DHKP-C) sowie die rechtsextremis- 
tische „Ulkücü*-Bewegung von herausgehobener Bedeutung: die PKK 
aufgrund gewalttätiger Aktionen in der Heimatregion, die DHKP-C mit 
ihrem offenen Bekenntnis zum bewaffneten Kampf in der Türkei und die 
„Ülkücü*-Bewegung wegen ihrer zum Teil auch militanten Ablehnung 
des Gleichheitsgrundsatzes. 


Die anhaltenden militärischen Auseinandersetzungen zwischen dem 
türkischen Militär und PKK-Guerillaeinheiten bleiben weiterhin ein be- 
herrschendes Thema innerhalb der Organisation. Durch die angespannte 
Situation in den kurdischen Siedlungsgebieten in der Türkei, in Nordsy- 
rien und im Nordirak gelingt es der PKK weiterhin, ihre Anhängerschaft 
in Deutschland zu anlassbezogenen Demonstrationen und alljährlich 
stattfindenden Veranstaltungen zu mobilisieren. 


Die Aktivitäten der PKK wurden im Jahr 2020 wesentlich von den durch 
die Coronapandemie bedingten staatlichen Maßnahmen beschränkt. 
Aufgrund dessen fiel das für die Organisation üblicherweise hohe und 
wichtige Aktionsgeschehen deutlich geringer aus als in den Vorjahren. 


Auch wenn 2020 die öffentlichkeitswirksamen Veranstaltungen auf- 
grund der Coronapandemie beschränkt waren, ist die Organisation 
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weiterhin in der Lage, Personen weit über die eigene Anhängerschaft hi- 
naus zu mobilisieren. 


Im Jahr 2020 waren keine terroristischen Aktionen der DHKP-C in der 
Türkei festzustellen. Es gelingt der Organisation derzeit nicht, ihre Agen- 
da des „bewaffneten Kampfes“ mit der Intensität der Jahre 2012 bis 2016 
in die Tat umzusetzen. Ursächlich dafür dürften die seit dem gescheiter- 
ten Militärputsch von 2016 verschärften Sicherheitsmaßnahmen in der 
Türkei sein. So kam es im Berichtszeitraum erneut zu Festnahmen und 
Durchsuchungen durch türkische Sicherheitskräfte, die sich gegen die 
DHKP-C und ihre Unterstützer richteten. 


In Deutschland bilden die Strukturen der DHKP-C die „Rückfront“. Sie 
sind als logistische Versorgungsbasis und Rückzugsraum von grundle- 
gender Bedeutung und für den „bewaffneten Kampf“ unverzichtbar. Die 
Organisation versucht hierzulande, öffentliche Resonanz mittels ver- 
schiedener Propagandaaktivitäten zu erzielen. Umfang und Zielrichtung 
der Kampagnentätigkeit in Deutschland werden dabei maßgeblich von 
Ereignissen im Heimatland bestimmt. Bedingt durch die Auswirkungen 
der Coronapandemie musste auch die DHKP-C im Berichtszeitraum teil- 
weise propagandistisch bedeutsame Veranstaltungen oder Kundgebun- 
gen sowie auch Konzerte der ihr zuzurechnenden Musikgruppe „Grup 
Yorum“ absagen. Die Organisation versuchte insbesondere über die so- 
zialen Netzwerke in Kontakt mit ihren Anhängern zu bleiben. 


Die rechtsextremistische türkische „Ülkücü“-Ideologie wird in Deutsch- 
land im Wesentlichen durch den verbandlich organisierten Teil der Be- 
wegung vertreten. Die drei großen Dachverbände sind in der Außendar- 
stellung um ein gemäßigtes Auftreten bemüht und pflegen ihre rechtsex- 
tremistische Ideologie eher nach innen, vor allem in den ihnen zugehöri- 
gen Vereinen. Die übrigen, zumeist unorganisierten „Ülkücü“-Anhänger 
demonstrieren insbesondere im Internet ihre rassistischen Überlegen- 
heitsvorstellungen, zeigen aber bei öffentlichen Aufeinandertreffen mit 
politischen Gegnern immer wieder auch das bei ihnen vorherrschende 
hohe Gewaltpotenzial. 


Aktionen türkischer Rechtsextremisten in der Öffentlichkeit oder deren 
Mitwirkung an türkisch-nationalistischen Veranstaltungen zur Unter- 
stützung der Türkei und ihres militärischen Vorgehens fanden 2020 vor 
allem aufgrund der pandemiebedingten Einschränkungen so gut wie 
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nicht statt. Auch das Vereinsleben kam zeitweise fast vollständig zum Er- 
liegen. Die Aktivitäten der „Ülkücü“-Anhänger verlagerten sich in dieser 
Zeit ganz überwiegend ins Internet. 


Wohl vor allem aufgrund der deutlich zurückgegangenen Veranstal- 
tungslage waren 2020 kaum größere Ausschreitungen zwischen rivalisie- 
renden extremistischen Gruppierungen aus der Türkei in Deutschland 
festzustellen. Insbesondere im Rahmen von Demonstrationen war esin 
der Vergangenheit immer wieder zu spontanen, wechselseitigen Straf- 
und Gewalttaten gekommen, vor allem zwischen nicht verbandlich or- 
ganisierten türkischen Rechtsextremisten und jugendlichen Anhängern 
der PKK. Ungeachtet der lediglich pandemiebedingten Lageberuhigung 
stellt dieses Spannungsverhältnis auch in Zukunft weiter eine Gefahr für 
die innere Sicherheit in Deutschland dar. 
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Spionage, Cyberangriffe und sonstige sicherheitsgefähr- 
dende oder geheimdienstliche Aktivitäten für eine frem- 
de Macht 


Fremde Mächte setzen gegenüber der Bundesrepublik Deutschland ihre 
Nachrichtendienste und weitere ihnen zur Verfügung stehenden Mittel 
und Wege des verdeckten Agierens ein, um so schützenswerte Informa- 
tionen zu erlangen, Einfluss auszuüben und ihre Interessen zu verfolgen. 
Die komplexe Bedrohung ist aus Sicht der Spionageabwehr tendenziell 
ansteigend. 


Deutschland ist mit seiner Rolle in internationalen Institutionen wie sei- 
nen Mitgliedschaften in NATO und EU Ziel vielfältiger politischer Spio- 
nage. Neben Spionage gegen Politik und Verwaltung stehen auch inno- 
vative Unternehmen und Forschungseinrichtungen im Fokus von Wirt- 
schaftsspionage fremder Nachrichtendienste. Darüber hinaus stellen 
Fälle von Staatsterrorismus, bei denen ausländische Nachrichtendienste 
odervon fremden Staaten gesteuerte andere Strukturen zentrale Akteure 
sind, eine weitere besonders ernst zu nehmende Gefährdung dar. 


Spionage, Einflussnahme von außen und Staatsterrorismus haben er- 
hebliche negative Auswirkungen für Deutschland. Neben der Verletzung 
der nationalen Souveränität zählt dazu die Schwächung deutscher politi- 
scher Positionen durch vorab bekannt gewordene vertrauliche Unterla- 
gen genauso wie die illegitime Beeinflussung demokratischer Meinungs- 
und Willensbildungsprozesse. Verstöße gegen Recht und Gesetz stellen 
eine weitere Gefährdung dar. Die Ausforschung und Unterwanderung 
oppositioneller Gruppen aus Drittstaaten durch ausländische Dienste 
in Deutschland verursacht nicht nur ein Klima der Angst, sie kann auch 
eine Gefahr für Leib und Leben darstellen. Wirtschaftsspionage verur- 
sacht zudem betriebs- und volkswirtschaftliche Schäden durch illegalen 
Wissens- und Technologietransfer. 


Die Aktivitäten fremder Mächte umfassen auch das Beschaffen von 
Know-how und Produkten zur Entwicklung und Herstellung von Mas- 
senvernichtungswaffen und Trägertechnologien (Proliferation). Regio- 
nale Konflikte und rüstungspolitische Ambitionen, beispielsweise auch 
im Weltraum, treiben diese verschleierten staatlichen Beschaffungsak- 
tivitäten voran, die mitunter von Nachrichtendiensten flankiert werden. 
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Wenn auch die Hauptakteure der gegen Deutschland gerichteten Spio- 
nage und Einflussnahme weiterhin die Russische Föderation, die Volks- 
republik China, die Islamische Republik Iran und die Republik Türkei 
sind, richten sich die Aufklärungs- und Abwehraktivitäten der Spiona- 
geabwehr wie der Cyberabwehr gegen sämtliche illegalen nachrichten- 
dienstlichen Aktivitäten. Im Rahmen dieser „360°-Bearbeitung“ können 
beim Vorliegen tatsächlicher Anhaltspunkte für nachrichtendienstliche 
Aktivitäten in Deutschland auch solche Nachrichtendienste in den Fokus 
geraten, mit denen das BfVin anderen Zusammenhängen vertrauensvoll 
und partnerschaftlich zusammenarbeitet. Denn es ist auch in solchen 
Fällen nicht zu tolerieren, dass ausländische Nachrichtendienste durch 
Überwachungvon Telekommunikation oder mittels menschlicher Quel- 
len in beziehungsweise gegen Deutschland Spionage betreiben. 


Im Blickpunkt der Spionageaktivitäten Russlands stehen sämtliche 
deutschen Politikfelder, die einen möglichen Bezug zu Russland haben. 
Die nachrichtendienstliche Aufklärung zielt insbesondere auf die Bünd- 
nispolitik, aber auch die Außen- und Wirtschaftspolitik sowie Möglich- 
keiten einer Aufhebung der seitens der EU im Zuge der Ukraine-Krise 
2014 gegen Russland verhängten politischen und wirtschaftlichen Sank- 
tionen ab. 


Ein besonderes Augenmerk der Spionageabwehr liegt auf der Aufklärung 
und Abwehr staatsterroristischer Aktivitäten wie möglicherweise von 
russischen Nachrichtendiensten gesteuerten Tötungsdelikten. 


Im Zusammenhang mit einem Mord an einem Georgier am 23. August 
2019 in Berlin sieht die Anklage des Generalbundesanwalts eine Vielzahl 
zureichender tatsächlicher Anhaltspunkte dafür, dass die Tötung im Auf- 
trag staatlicher Stellen der Zentralregierung der Russischen Föderation 
erfolgt sein könnte. 


Zudem setzt der Kreml seine Einflussnahmeaktivitätenin Deutschland über 
verschiedene Kanäle fort. Weltweit sendende staatliche TV-, Radio- und In- 
ternetkanäle streuen gezielt Narrative im Sinne der russischen Führung, 
auch in Deutschland. Weitere Werkzeuge sind soziale Netzwerke, staatlich 
geförderte und private Institute (z.B. Think Tanks) sowie einzeln agierende 
Einflussakteure. Hierbei sind Ziele aller russischen Bemühungen die Dis- 
kreditierung der Bundesregierung, die polarisierende Zuspitzung des poli- 
tischen Diskurses und das Untergraben des Vertrauens in staatliche Stellen. 
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Die russischen Nachrichtendienste nutzen in großem Umfang Cyberan- 
griffe. Die beobachteten Angriffsoperationen sind in der Regel auf In- 
formationsbeschaffung, also Spionage, ausgerichtet. Die Cyberspiona- 
geoperationen sollen vor allem der Stärkung der äußeren und inneren 
Sicherheit Russlands, der Sicherung strategischen Einflusses sowie der 
Förderung russischer Militär- und Energieexporte und russischer Spit- 
zentechnologie dienen. Die erlangten Informationen werden in einzel- 
nen Fällen auch zur Desinformation und Propaganda genutzt. Mitunter 
zeigen russische Nachrichtendienste bei ihren Cyberaktivitäten auch die 
Bereitschaft zur Sabotage und Datenveränderung. 


Russische Cyberangriffe richten sich überwiegend gegen Regierungsstel- 
len, Parlamente sowie Politiker, Streitkräfte, supranationale Organisatio- 
nen, internationale Wirtschaftsunternehmen, Wissenschafts- und For- 
schungseinrichtungen sowie politische Stiftungen. Zudem stehen Regie- 
rungskritiker, Journalisten, Medienunternehmen, Nichtregierungsorga- 
nisationen sowie internationale Großbanken im Fokus. 


Der Umfang politischer Spionage durch China hat in den vergangenen 
Jahren erheblich zugenommen. Der dortige Bedarf an Erkenntnissen 
über supranationale Einrichtungen wie die EU, die Bündnispolitik des 
Westens sowie internationale Großereignisse und Weltorganisationen 
wie die Weltgesundheitsorganisation (WHO) wächst mit der Bedeutung 
Chinas als Global Player. Informationen zu politischen und wirtschaftli- 
chen Positionen ausländischer Regierungen mit Bezug zur Volksrepublik 
(wie aktuell die Beteiligung chinesischer Unternehmen am Aufbau von 
5G-Netzen oder der Umgang mit der Coronapandemie) sind für strate- 
gische Entscheidungen der chinesischen Führung unentbehrlich. Un- 
verändert bleiben die Aufklärungsziele Wirtschaft, Wissenschaft, Tech- 
nik und Militär im Fokus der Dienste. Dazu gehören auch die von der 
chinesischen Regierung als „Fünf Gifte“? bezeichneten Bewegungen, da 
sie das Machtmonopol der „Kommunistischen Partei Chinas“ (KPCh) in- 
frage stellen und die nationale Einheit bedrohen. Nach wie vor setzt das 
Regime zudem auch im Ausland auf eine umfassende Kontrolle der eige- 
nen Bevölkerung durch die Partei. 


2 Zudenvon den chinesischen Behörden als „Fünf Gifte“ bezeichneten Bewegungen zählen die nach Unabhängigkeit stre- 
benden ethnischen Minderheiten der Uiguren und Tibeter, die regimekritische Falun-Gong-Bewegung, die Demokratiebe- 
wegung und die Befürworter einer Eigenstaatlichkeit der Insel Taiwan. Hinzugekommen sind aufgrund der Entwicklungen 
seit dem Sommer 2019 die Unterstützer der Demokratiebewegung in Hongkong. 
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Im Zuge der Realisierung seiner ambitionierten industrie- und techno- 
logiepolitischen Programme wie auch des neuen „Fünf-Jahres-Plans“® 
ist China verstärkt dazu übergegangen, technologische Lücken 
durch den Aufkauf deutscher mittelständischer Unternehmen 
aus dem Spitzentechnologiesektor zu schließen. Zudem setzt China in 
diesem Zusammenhang weiterhin auch auf die gezielte Anwerbung von 
Wissensträgern. Für eine langfristig angelegte strategische Außenwirt- 
schaftspolitik betreibt China unter anderem mit der „Belt and Road Ini- 
tiative“ (BRI)* und der zivil-militärischen Fusion? weitere Strategien, um 
die eigene Industrie von ausländischer Technik und ausländischen Zu- 
lieferern unabhängiger zu machen. 


Chinesische Direktinvestitionen werden weiterhin in unterschiedlichen 
Branchen getätigt, insbesondere im Hightech-Bereich. Die Halbleiter- 
industrie steht dabei besonders im Fokus. 


Für die erfolgreiche Umsetzung strategischer Masterpläne bedarf es im 
Ausland eines für China wohlwollenden Umfeldes, das durch Einfluss- 
nahme in den Bereichen Politik, Gesellschaft und Wirtschaft geschaffen 
werden soll. Im politischen Bereich bemüht sich die chinesische Seite 
einerseits, gut vernetzte deutsche (aktive und ehemalige) Politiker als 
„Lobbyisten“ für chinesische Interessen einzuspannen. Andererseits setzt 
sie deutsche Politiker direkt unter Druck, sofern sie die Politik der Volks- 
republik kritisieren. 


Nach wie vor setzt das Regime zudem auch im Ausland auf eine umfas- 
sende Kontrolle der eigenen Bevölkerung. Chinesische Staatsbürger und 
eng an die Diaspora angebundene chinesischstämmige Deutsche stehen 
daher unter erheblichem Druck, sich parteikonform zu verhalten und 
können ihr Grundrecht auf freie Meinungsäußerung angesichts drohen- 
der Sanktionen nur eingeschränkt ausüben. 


Durch die gesteigerte Digitalisierung und Nutzung von unterschied- 
lichsten Fernzugriffstools, beispielsweise für Homeoffice-Regelungen 
infolge der Coronapandemie, ist auch die Angriffsfläche für chinesische 


3 Die zentral verwaltete chinesische Volkswirtschaft wird über diese sogenannten Fünf-Jahres-Pläne gesteuert. Für den Zeit- 
raum 2021 bis 2025 gilt in der Volksrepublik China der „14. Fünf-Jahres-Plan“. 


4  Investitionsprogramm, das von der Staats- und Parteiführung erstmals im Herbst 2013 vorgestellt wurde (auch „Neue Sei- 
denstraße“ genannt) und weltweit chinesische Infrastrukturinvestitionen umfasst. 


5 Unterzivil-militärischer Fusion wird die angestrebte wechselseitige Durchdringung von Zivil- und Rüstungsindustrie ver- 
standen. 
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Cyberangriffe auf Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Forschung im Jahr 
2020 global sprunghaft angestiegen. Das BfV geht von einem erhöhten 
Bedrohungspotenzial deutscher Stellen durch staatlich gelenkte Cyber- 
angriffe chinesischen Ursprungs aus. 


Chinesische Nachrichtendienste verfügen über die Kapazitäten, lang- 
fristig und strategisch angelegte Cyberspionage durchzuführen. Dabei 
erstrecken sich ihre Fähigkeiten von zielgerichteten hochkomplexen 
Angriffen bis hin zu mehreren parallel laufenden, weltweiten Angriffs- 
kampagnen. In den vergangenen Jahren demonstrierten chinesische 
Cyberakteure eine beachtliche technologische Weiterentwicklung mit 
deutlichem Schwerpunkt auf die Verschleierung ihrer Angriffe. Hierbei 
besteht eine deutliche Kongruenz der Auswahl der Opfer in Wirtschaft 
und Politik mit den politischen und wirtschaftlichen Zielsetzungen der 
chinesischen Regierung. 


In der Vergangenheit konzentrierten sich die Angriffe chinesischer Cy- 
berakteure vor allem auf wirtschaftliche Ziele wie z.B. große DAX-Kon- 
zerne sowie hochspezialisierte Firmen und Innovationsträger im Bereich 
der Chemie-, Schifffahrts- oder Rüstungsbranche. Inzwischen konnte 
ein neuer und zusätzlicher Schwerpunkt chinesischer Cyberspionage 
auf politische Ziele durch mutmaßlich chinesische Akteure beobachtet 
werden - bei gleichbleibender Intensität von Cyberangriffen auf wirt- 
schaftliche Ziele. In kurzen Abständen wurden umfangreiche Angriffs- 
kampagnen gegen mehrere Regierungsnetze, Stiftungen und politische 
Forschungsinstitute in Europa, staatliche und parteipolitische Ziele in 
Südostasien sowie Hightech-Produzenten in derselben Region festge- 
stellt. Ziel der politisch motivierten Angriffe ist dabei mutmaßlich die 
Ausspähung politischer Handlungsstrategien, Verhandlungspositionen 
und Inhalte sowie Fortschritte politischer Entscheidungsfindung. 


Die Ausspähung und Bekämpfung oppositioneller Bewegungen und 
Akteure im In- und Ausland stellen die Schwerpunkte der Arbeit der 
iranischen Nachrichtendienste dar. Darüber hinaus beschaffen die 
Dienste im westlichen Ausland Informationen aus den Bereichen Politik 
und Militär. Iran versteht sich als Regionalmacht mit einem Gestaltungs- 
willen über die eigenen Grenzen hinaus - einschließlich einer ausgepräg- 
ten antiwestlichen sowie antiisraelischen Stoßrichtung. Damit einherge- 
hend ist das iranische Regime an Informationen über die künftige Politik 


45 


46 


VERFASSUNGSSCHUTZBERICHT 2020 
FAKTEN UND TENDENZEN 


des Westens interessiert - beispielsweise über die deutsche Außen- und 
Sicherheitspolitik. Die Krisen und Konfrontationen im Nahen und Mitt- 
leren Osten prägen die iranischen nachrichtendienstlichen Aktivitäten, 
als deren Hauptakteure neben dem Ministry of Intelligence (VAJA?, zu- 
meist MOIS abgekürzt) auch die geheimdienstlich agierenden Quds Force 
der Iranischen Revolutionsgarden’ in Deutschland aktiv sind. 


Neben den USA hat Iran den Staat Israel, dessen Repräsentanten sowie 
exponierte Unterstützer zu seinen Feinden erklärt. Hierzu können auch 
führende Vertreter jüdischer Organisationen in der Diaspora gehören. 
Ausspähungsaktivitäten gegen (pro-)israelische sowie (pro-)Jjüdische Zie- 
le in Deutschland gehören unverändert zum Aufgabenfeld nachrichten- 
dienstlich agierender Einrichtungen des Iran. 


Pressemeldungen aus August 2020 zufolge wurde ein hochrangiger An- 
gehöriger einer iranischen Oppositionsgruppe - der auch die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt - bei einer Reise nach Dubai von iranischen 
Sicherheitskräften in den Iran entführt. Der Oppositionelle wurde später 
im Staatsfernsehen präsentiert und gestand ein, angeblich terroristische 
Taten im Iran begangen zu haben. Solche nachrichtendienstlich gesteu- 
erten Entführungen beziehungsweise willkürlichen Festnahmen werden 
verstärkt durch iranische Stellen eingesetzt, um hochrangiger Zielperso- 
nen habhaft zu werden. 


Am 23. März 2020 verurteilte das Oberlandesgericht Koblenz (Rhein- 
land-Pfalz) einen deutsch-afghanischen Staatsangehörigen zu sechs 
Jahren und zehn Monaten Freiheitsstrafe wegen Landesverrats in einem 
besonders schweren Fall. Seine mitangeklagte Ehefrau wurde wegen Bei- 
hilfe zum Landesverrat zu zehn Monaten Haft verurteilt, deren Vollstre- 
ckung zur Bewährung ausgesetzt wurde. Der Verurteilte war als Über- 
setzer und landeskundlicher Berater bei der Bundeswehr tätig und hatin 
dieser Eigenschaft Erkenntnisse an einen iranischen Nachrichtendienst 
weitergegeben. 


Am 4. Februar 2021 wurde ein ehemals in Wien (Österreich) akkredi- 
tierter iranischer Diplomat durch ein belgisches Gericht zur Höchst- 
strafe von 20 Jahren Haft verurteilt. Ihm war vorgeworfen worden, 
2018 für den iranischen Nachrichtendienst MOIS als Drahtzieher einen 


6 InFarsi: Vezarat-e Ettela’at-e Joemhouri-ye Eslami-ye Iran - VAJA. 


7  InFarsi: Sepah Pasdaran. 
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Sprengstoffanschlag auf einen Kongress der oppositionellen Gruppie- 
rung MEK (Volksmodjahedin Iran-Organisation) in Frankreich vorberei- 
tet zu haben. Am 1. Juli 2018 war er in Deutschland aufgrund eines euro- 
päischen Haftbefehls verhaftet und in der Folge nach Belgien ausgeliefert 
worden. Auch der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof führt 
ein Ermittlungsverfahren gegen den Diplomaten. Drei Mitangeklagte, 
die bei der Tatausübung helfen sollten, erhielten ebenfalls langjährige 
Haftstrafen. 


Iranische Cyberakteure haben ihre technologischen Fähigkeiten zur 
Durchführung von Cyberoperationen weiter signifikant erhöht. Ihre An- 
griffe richteten sich in erster Linie gegen die traditionellen Gegenspieler 
Irans. Vor allem Saudi-Arabien, Israel sowie die USA bilden Schwerpunk- 
te der Cyberangriffe. Jedoch wurden auch wiederholt Angriffe gegen wei- 
tere westliche und vor allem europäische Staaten, inklusive Deutschland, 
registriert. Dabei standen vor allem Ziele im Bereich von Politik und Ver- 
waltung, Wirtschaft, Wissenschaft und Forschung sowie Dissidenten und 
Oppositionelle im Fokus der Angreifer. 


In Deutschland zeigen sich die gesteigerten iranischen Cyberaktivitäten 
in der verstärkten Nutzung deutscher IT-Infrastruktur. Darüber hinaus 
standen auch immer wieder deutsche Unternehmen im Fokus iranischer 
Akteure. Zunehmend ist außerdem ein Interesse iranischer APT-Grup- 
pierungen an der Ausspähung von in Europa lebenden Dissidenten, 
Menschenrechtsaktivisten sowie journalistisch Tätigen mit iranischem 
Hintergrund festzustellen. Außerdem stehen Forschungs- und Bildungs- 
einrichtungen wie Hochschulen und Universitäten im Fokus iranischer 
Cyberangriffsgruppierungen. 


Die türkischen Nachrichtendienste und Sicherheitsbehörden, wie bei- 
spielsweise der MIT, sind ein zentrales Element der türkischen Sicher- 
heitsarchitektur. Sie dienen der türkischen Regierung, dem Staatspräsi- 
denten und dessen Partei für Gerechtigkeit und Aufschwung (AKP) zur 
Durchsetzung der Regierungspolitik, der Aufrechterhaltung der inneren 
Sicherheit und nicht zuletzt der Informationsbeschaffung, die politische 
Entscheidungen vorbereitet. 


Deutschland bleibt für türkische Nachrichtendienste und Sicherheits- 
behörden weiterhin eines der vorrangigen Ausforschungsziele außer- 
halb der Türkei. Im Fokus der türkischen Nachrichtendienste und 
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Sicherheitsbehörden sind vor allem solche Organisationen, die die Türkei 
als extremistisch oder terroristisch einstuft. Darüber hinaus besteht ein 
erhebliches Aufklärungsinteresse an Vereinigungen und Einzelperso- 
nen, die in tatsächlicher oder mutmaßlicher Opposition zur türkischen 
Regierung stehen. Zudem richten sich die Aufklärungsaktivitäten türki- 
scher Nachrichtendienste und Sicherheitsbehörden auch auf die Berei- 
che Politik, Wirtschaft, Militär sowie Wissenschaft und Hochtechnologie. 


Flankiert werden die Aktivitäten türkischer Nachrichtendienste und 
Sicherheitsbehörden durch Einflussnahmeversuche auf türkeistämmige 
Gemeinschaften in Deutschland, die auch Auswirkungen auf den politi- 
schen Willensbildungs- und Entscheidungsfindungsprozess in der deut- 
schen Gesellschaft insgesamt haben können. Ein wesentlicher Teil dieser 
Einflussnahmestrategie ist es, die Öffentlichkeit auf vermeintliche und 
tatsächliche Fälle von Rassismus, Islamophobie und Türkei-Feindlichkeit 
hinzuweisen sowie angebliche Fehlentwicklungen in Deutschland sowie 
Europa besonders zu betonen, um auf diesem Weg kritischen Tönen ge- 
genüber der politischen Entwicklung in der Türkei zu begegnen. 


Das BfV steht zur Aufklärung und Abwehr der dargestellten Bedrohun- 
gen im engen Kontakt mit nationalen und internationalen Partnern. Im 
Nationalen Cyber-Abwehrzentrum (Cyber-AZ) finden ein intensiver In- 
formationsaustausch sowie eine enge Koordination von Schutz- und Ab- 
wehrmaßnahmen zwischen den für die Abwehr von Cybergefahren zu- 
ständigen deutschen Behörden statt. 


Der präventive Wirtschaftsschutz ist ein zentrales Anliegen des BfV wie des 
Verfassungsschutzverbundes. Zum Schutz von Unternehmen und Wis- 
senschaftseinrichtungen werden alle relevanten Informationen und Er- 
kenntnisse im Rahmen der engen Zusammenarbeit ausgetauscht. Zudem 
wurden zahlreiche Einzelsensibilisierungen gemeinsam mit den zuständi- 
gen Landesbehörden für Verfassungsschutz vor Ort durchgeführt. Das BfV 
engagiert sich auch in der Weiterentwicklung der vom Bundesministeri- 
um des Innern, für Bau und Heimat zur Abwehr von unternehmerischen 
Gefahren in der Real- und Cyberwelt koordinierten Initiative Wirtschafts- 
schutz. Mit den in diesem Dachbündnis gebündelten Kompetenzen von 
Sicherheitsbehörden, Unternehmen und Verbänden, Wissenschafts- und 
Forschungseinrichtungen werden zunächst drängende Sicherheitsrisiken 
analysiert und anschließend in tragfähige Handlungskonzepte umgesetzt. 
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Geheim- und Sabotageschutz 


Informationen, deren Bekanntwerden den Bestand, die Sicherheit oder 
die Interessen des Bundes oder eines Landes gefährden oder schädigen 
können, bedürfen eines besonderen Schutzes. Sie dürfen nur solchen 
Personen zugänglich gemacht werden, die über die hierfür erforderliche 
besondere Zuverlässigkeit verfügen. Diese Zuverlässigkeit zu überprüfen, 
ist Aufgabe des personellen Geheimschutzes. Dazu werden die Instru- 
mente des Gesetzes über die Voraussetzungen und das Verfahren von 
Sicherheitsüberprüfungen des Bundes und den Schutz von Verschluss- 
sachen? (Sicherheitsüberprüfungsgesetz - SÜG) eingesetzt. 


Ziel des vorbeugenden personellen Sabotageschutzes ist es, sicherzustel- 
len, dass an sicherheitsempfindlichen Stellen lebens- und verteidigungs- 
wichtiger Einrichtungen keine Personen beschäftigt sind, bei denen Si- 
cherheitsrisiken vorliegen. 


Das BfV hat die gesetzliche Aufgabe, auf Bundesebene an Sicherheits- 
überprüfungen von Personen mitzuwirken und führt daher im Auftrag 
der für die Sicherheitsüberprüfung zuständigen Stellen? die gesetzlich 
festgelegten jeweiligen Maßnahmen durch. Je nach vorgegebener Über- 
prüfungsart variiert der Umfang dieser Maßnahmen. 


Das BfV wirkte in den vergangenen fünf Jahren im Durchschnitt an jähr- 
lich rund 50.000 Sicherheitsüberprüfungen im Geheim- und Sabotage- 
schutz mit. 


Im Jahr 2020 wurden im Geheimschutz 7.034 einfache Sicherheitsüber- 
prüfungen, 47.078 erweiterte Sicherheitsüberprüfungen und 2.420 er- 
weiterte Sicherheitsüberprüfungen mit Sicherheitsermittlungen durch- 
geführt. Hinzu kamen 6.695 Überprüfungen im Bereich des Sabotage- 
schutzes sowie 18.098 Aktualisierungen. Die Tendenz zu mehr und inten- 
siveren Sicherheitsüberprüfungen hat sich damit fortgesetzt. 


8 Verschlusssachen (VS) sind im öffentlichen Interesse, insbesondere zum Schutz des Wohles des Bundes oder eines Landes, 
geheimhaltungsbedürftige Tatsachen, Gegenstände oder Erkenntnisse unabhängig von ihrer Darstellungsform. 


9 Die Entscheidung, ob eine Sicherheitsüberprüfung erforderlich ist, trifft die zuständige Beschäftigungsbehörde oder - so- 
fern die Person bei einem Unternehmen beschäftigt ist - das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi). 
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„Scientology-Organisation“ (SO) 


Die „Scientology-Organisation“ (SO) beabsichtigt, weltweit eine „sciento- 
logische Gesellschaft“ zu etablieren. Die Mitgliederzahl in Deutschland 
lag im Jahr 2020, wie auch im Jahr 2019, bei rund 3.500 Personen. Im Be- 
richtsjahr war eine erneut erhöhte Onlineaktivität der SO zu verzeich- 
nen, da die ansonsten üblichen Informationsstände in Städten im ge- 
samten Bundesgebiet aufgrund der Coronapandemie nicht umfassend 
betrieben werden konnten. 


Die SO gründet ihre Ideologie dogmatisch auf den Schriften von Grün- 
der und Leitfigur Lafayette Ron Hubbard (1911-1986). Darin entwickel- 
te er eine Methode, die er als „Technologie“, „Dianetik“ beziehungsweise 
„Scientology“ bezeichnete. Ziel dieser Methode ist die Erschaffung des 
perfekten Menschen, der „Clear“ oder synonym „Nichtaberrierter“ ge- 
nannt wird. Menschen, die nicht zu den „Clears“ gehören, sollen Grund- 
rechte und die Menschenwürde abgesprochen werden. 


Im Berichtsjahr reagierte die SO auf die Coronapandemie in Deutschland 
mit der Kampagne „Stay Well“. Hierbei handelt es sich um multimediales 
Streuen von scientologischem Informationsmaterial mit Tipps, „wie man 
gesund bleibt“, um gezielt Ängste und Unsicherheiten der Bevölkerung 
im Zusammenhang mit der Pandemiesituation für Mitgliederwerbung 
zu nutzen. Als Reaktion auf die Coronapandemie in Deutschland hat die 
SO-Unterorganisation „Volunteer Ministers“ mit ihrem deutschen Able- 
ger „Ehrenamtliche Geistliche“ bundesweit Flyer verteilt, die unter dem 
Vorwand der Infektionsprävention durch einen QR-Code auf die Web- 
sites der SO führen. 


Eigens für die Pandemiesituation produzierte Videos mit den Titeln „Wie 
man sich selbst & andere gesund hält“ oder „Wie Sie die Ausbreitung von 
Krankheiten durch Isolation verhindern“ auf dem YouTube-Kanal der 
SO zielen darauf ab, zum Besuch der offiziellen Internetseite der SO und 
dem Beitreten einer eigens für die „Stay Well“-Kampagne eingerichteten 
Facebook-Gruppe zu verleiten. 


Die SO führt weiterhin diverse Sozialkampagnen durch und betreibt ver- 
meintliche Hilfsorganisationen. Das Ziel besteht auch hier in der Wer- 
bung neuer Mitglieder über scheinbar karitative, auf den ersten Blick 
nicht mit der SO verbundene Organisationen. 
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